
 

 

 

Helvetia I Fonds 

 

 

Umbrella-Fonds schweizerischen Rechts 

der Art "Übrige Fonds für traditionelle Anlagen" 

 

für qualifizierte Anleger 

 

zur Zeit mit den Teilvermögen 

 

 

Helvetia I Europa 

Helvetia I Nordamerika 

 

 

 

 

 

 

Oktober 2023 

 

 

Fondsvertrag mit Anhang 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

2/40 

Allgemeiner Teil 

 

I. Grundlagen 

 

§ 1 Bezeichnung, Teilvermögen, beschränkter Anlegerkreis, nicht anwendbare Bestimmun-

gen des KAG, Firma und Sitz von Fondsleitung, Depotbank und Vermögensverwalter 

 

1. Unter der Bezeichnung "Helvetia I Fonds" besteht ein vertraglicher Umbrella-Fonds schweizeri-

schen Rechts für qualifizierte Anleger im Sinne von Ziff. 2 und § 5 unten der Art "Übrige Fonds 

für traditionelle Anlagen" ("der Umbrella-Fonds") im Sinne von Art. 25 ff. i.V.m. Art. 68 ff. und Art. 

92 f. des Bundesgesetzes über die kollektiven Kapitalanlagen vom 23. Juni 2006 (KAG). Zusätz-

lich zu diesem Allgemeinen Teil sind für jedes Teilvermögen ergänzende Bestimmungen in einem 

Besonderen Teil festgelegt. Der Allgemeine Teil und die ergänzenden Bestimmungen des Be-

sonderen Teils bilden insgesamt den Fondsvertrag dieses Umbrella-Fonds, der mit einem An-

hang versehen ist. 

 

Zur Zeit sind folgende Teilvermögen ausgegeben: 

- Helvetia I Europa, 

- Helvetia I Nordamerika. 

 

2. Fondsleitung ist die CACEIS (Switzerland) SA, Nyon. 

 

3. Depotbank ist die CACEIS Bank, Montrouge, succursale de Nyon / Suisse, Nyon. 

 

4. Vermögensverwalter ist Helvetia Schweizerische Versicherungsgesellschaft AG, St. Gallen. 

 

5. Die FINMA hat auf Gesuch der Fondsleitung und der Depotbank diesen Anlagefonds gemäss Art. 

10 Abs. 5 KAG von folgenden Vorschriften befreit: 

 

a) die Pflicht zur Erstellung eines Halbjahresberichts, 

b) die Pflicht zur Veröffentlichung der Ausgabe- und Rücknahmepreise  

 

Die FINMA hat diesen Anlagefonds weiter gemäss Art 50 Finanzdiestleistungsgesetz vom 15. 

Juni 2018 (FIDLEG) von der Prospektplicht befreit. 

 

 

II. Rechte und Pflichten der Vertragsparteien 

 

§ 2 Der Fondsvertrag 

 

Die Rechtsbeziehungen zwischen Anlegern einerseits und Fondsleitung sowie Depotbank andererseits 

werden durch den vorliegenden Fondsvertrag und die einschlägigen Bestimmungen der Kollektivanla-

gengesetzgebung geordnet. 

 

§ 3 Die Fondsleitung 

 

1. Die Fondsleitung verwaltet die Teilvermögen für Rechnung der Anleger selbständig und in eige-

nem Namen. Sie entscheidet insbesondere über die Ausgabe von Anteilen, die Anlagen und de-

ren Bewertung. Sie berechnet die Nettoinventarwerte und setzt Ausgabe- und Rücknahmepreise 

sowie Gewinnausschüttungen fest. Sie macht alle zum Umbrella-Fonds bzw. den Teilvermögen 

gehörenden Rechte geltend. 
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2. Die Fondsleitung und ihre Beauftragten unterliegen der Treue-, Sorgfalts- und Informationspflicht. 

Sie handeln unabhängig und wahren ausschliesslich die Interessen der Anleger. Sie treffen die 

organisatorischen Massnahmen, die für eine einwandfreie Geschäftsführung erforderlich sind. 

Sie legen Rechenschaft ab über die von ihnen verwalteten kollektiven Kapitalanlagen und infor-

mieren über sämtliche den Anlegern direkt oder indirekt belasteten Gebühren und Kosten sowie 

über von Dritten zugeflossene Entschädigungen, insbesondere Provisionen, Rabatte oder sons-

tige vermögenswerte Vorteile.  

 

3. Die Fondsleitung darf Anlageentscheide sowie Teilaufgaben Dritten übertragen soweit dies im 

Interesse einer sachgerechten Verwaltung liegt. Sie beauftragt ausschliesslich Personen, die 

über die für diese Tätigkeit notwendigen Fähigkeiten, Kenntnisse und Erfahrungen und über die 

erforderlichen Bewilligungen verfügen. Sie instruiert und überwacht die beigezogenen Dritten 

sorgfältig. 

 

 Die Anlageentscheide dürfen nur an Vermögensverwalter übertragen werden, die einer anerkann-

ten Aufsicht unterstehen. 

 

 Die Anlageentscheide dürfen weder an die Depotbank noch an andere Unternehmen übertragen 

werden, deren Interessen mit denen der Fondsleitung oder der Anleger kollidieren können. 

 

Die Fondsleitung bleibt für die Erfüllung der aufsichtsrechtlichen Pflichten verantwortlich und 

wahrt bei der Übertragung von Aufgaben die Interessen der Anleger. Für Handlungen der Perso-

nen, denen die Fondsleitung Aufgaben übertragen hat, haftet sie wie für eigenes Handeln. 

 

4. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank eine Änderung dieses Fondsvertrages bei 

der Aufsichtsbehörde zur Genehmigung einreichen (siehe § 28), sowie mit Genehmigung der 

Aufsichtsbehörde weitere Teilvermögen eröffnen. 

 

5. Die Fondsleitung kann einzelne Teilvermögen mit anderen Teilvermögen oder mit anderen Anla-

gefonds gemäss den Bestimmungen von § 25 vereinigen, gemäss den Bestimmungen von § 26 

in eine andere Rechtsform einer kollektiven Kapitalanlage umwandeln oder die einzelnen Teilver-

mögen gemäss den Bestimmungen von § 27 auflösen.  

 

6. Die Fondsleitung hat Anspruch auf die in den §§ 19 und 20 vorgesehenen Vergütungen, auf 

Befreiung von den Verbindlichkeiten, die sie in richtiger Erfüllung ihrer Aufgaben eingegangen ist, 

und auf Ersatz der Aufwendungen, die sie zur Erfüllung dieser Verbindlichkeiten gemacht hat. 

 

§ 4  Die Depotbank 

 

1. Die Depotbank bewahrt das Vermögen der Teilvermögen auf. Sie besorgt die Ausgabe und Rück-

nahme der Fondsanteile sowie den Zahlungsverkehr für die Teilvermögen. 

 

2. Die Depotbank und ihre Beauftragten unterliegen der Treue-, Sorgfalts- und Informationspflicht. 

Sie handeln unabhängig und wahren ausschliesslich die Interessen der Anleger. Sie treffen die 

organisatorischen Massnahmen, die für eine einwandfreie Geschäftsführung erforderlich sind. Sie 

legen Rechenschaft ab über die von ihnen aufbewahrten kollektiven Kapitalanlagen und informie-

ren über sämtliche den Anlegern direkt oder indirekt belasteten Gebühren und Kosten sowie über 

von Dritten zugeflossene Entschädigungen, insbesondere Provisionen, Rabatte oder sonstige 

vermögenswerte Vorteile.  
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3. Die Depotbank ist für die Konto- und Depotführung der Teilvermögen verantwortlich, kann aber 

nicht selbständig über dessen Vermögen verfügen. 

 

4. Die Depotbank gewährleistet, dass ihr bei Geschäften, die sich auf die Vermögen der Teilvermö-

gen beziehen, der Gegenwert innert der üblichen Fristen übertragen wird. Sie benachrichtigt die 

Fondsleitung, falls der Gegenwert nicht innert der üblichen Frist erstattet wird, und fordert von der 

Gegenpartei Ersatz für den betroffenen Vermögenswert, sofern dies möglich ist. 

 

5. Die Depotbank führt die erforderlichen Aufzeichnungen und Konten so, dass sie jederzeit die ver-

wahrten Vermögensgegenstände der einzelnen Teilvermögen und Anlagefonds voneinander un-

terscheiden kann. 

 

 Die Depotbank prüft bei Vermögensgegenständen, die nicht in Verwahrung genommen werden 

können, das Eigentum der Fondsleitung und führt darüber Aufzeichnungen. 

 

6. Die Depotbank kann Dritt- und Zentralverwahrer im In- oder Ausland mit der Aufbewahrung des 

Fondsvermögens beauftragen, soweit dies im Interesse einer sachgerechten Verwahrung liegt. 

Sie prüft und überwacht, ob der von ihr beauftragte Dritt- oder Zentralverwahrer: 

 

a) über eine angemessene Betriebsorganisation, finanzielle Garantien und die fachlichen 

Qualifikationen verfügt, die für die Art und die Komplexität der Vermögensgegenstände, die 

ihm anvertraut wurden, erforderlich sind; 

 

b) einer regelmässigen externen Prüfung unterzogen und damit sichergestellt wird, dass sich 

die Finanzinstrumente in seinem Besitz befinden; 

 

c) die von der Depotbank erhaltenen Vermögensgegenstände so verwahrt, dass sie von der 

Depotbank durch regelmässige Bestandesabgleiche zu jeder Zeit eindeutig als zum Fonds-

vermögen gehörend identifiziert werden können; 

 

d) die für die Depotbank geltenden Vorschriften hinsichtlich der Wahrnehmung ihrer delegier-

ten Aufgaben und der Vermeidung von Interessenkollisionen einhält. 

 

 Die Depotbank haftet für den durch den Beauftragten verursachten Schaden, sofern sie nicht 

nachweisen kann, dass sie bei der Auswahl, Instruktion und Überwachung die nach den Umstän-

den gebotene Sorgfalt angewendet hat. Der Prospekt enthält Ausführungen zu den mit der Über-

tragung der Aufbewahrung auf Dritt- und Zentralverwahrer verbundenen Risiken. 

 

 Für Finanzinstrumente darf die Übertragung im Sinne des vorstehenden Absatzes nur an beauf-

sichtigte Dritt- oder Zentralverwahrer erfolgen. Davon ausgenommen ist die zwingende Verwah-

rung an einem Ort, an dem die Übertragung an beaufsichtigte Dritt- oder Zentralverwahrer nicht 

möglich ist, wie insbesondere aufgrund zwingender Rechtsvorschriften oder der Modalitäten des 

Anlageprodukts. Die Anleger sind im Prospekt über die Aufbewahrung durch nicht beaufsichtigte 

Dritt- oder Zentralverwahrer zu informieren. 

 

7. Die Depotbank sorgt dafür, dass die Fondsleitung das Gesetz und den Fondsvertrag beachtet. 

Sie prüft, ob die Berechnung des Nettoinventarwertes und der Ausgabe- und Rücknahmepreise 

der Anteile sowie die Anlageentscheide Gesetz und Fondsvertrag entsprechen und ob der Erfolg 

nach Massgabe des Fondsvertrags verwendet wird. Für die Auswahl der Anlagen, welche die 

Fondsleitung im Rahmen der Anlagevorschriften trifft, ist die Depotbank nicht verantwortlich. 
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8. Die Depotbank hat Anspruch auf die in den §§ 19 und 20 vorgesehenen Vergütungen, auf Befrei-

ung von den Verbindlichkeiten, die sie in richtiger Erfüllung ihrer Aufgaben eingegangen ist, und 

auf Ersatz der Aufwendungen, die sie zur Erfüllung dieser Verbindlichkeiten gemacht hat. 

 

9. Die Depotbank ist für die Aufbewahrung der Vermögen der Zielfonds, in welche die Teilvermögen 

investieren, nicht verantwortlich, es sei denn, ihr wurde diese Aufgabe übertragen. 

 

§ 5 Der qualifizierte Anleger 

 

1. Der Kreis der Anleger ist im Sinne von § 5 Ziff. 1 und, soweit anwendbar, Ziff. 2 dieses Fondsver-

trages auf qualifizierte Anleger im Sinne von Art. 10 Abs. 3 und 3ter beschränkt. Diese umfassen 

insbesondere beaufsichtigte Finanzintermediäre wie Banken, Effektenhändler und Fondsleitun-

gen, beaufsichtigte Versicherungseinrichtungen, öffentlich-rechtliche Körperschaften und Vorsor-

geeinrichtungen mit professioneller Tresorerie und Unternehmen mit professioneller Tresorerie. 

 

 Die Fondsleitung stellt zusammen mit der Depotbank und deren Beauftragten sicher, dass die 

Anleger die Vorgaben in Bezug auf den Anlegerkreis erfüllen. 

 

2. Die Beteiligung am Umbrella-Fonds ist natürlichen Personen verwehrt, auch wenn sie im Übrigen 

die Anforderungen von Ziff. 1 oben erfüllen sollten.  

 

Der Besondere Teil kann für einzelne Teilvermögen die Teilnahme auf Vorsorgeeinrichtungen 

oder nach anderen Kriterien beschränken, namentlich nach dem Kriterium der steuerlichen oder 

der doppelbesteuerungsrechtlichen Behandlung.  

 

3. Die Mindestanlage des Anlegers je Teilvermögen und Anteilsklasse ist im Anhang genannt.  

 

4. Die Anleger erwerben mit Vertragabschluss und Einzahlung in bar eine Forderung gegen die 

Fondsleitung auf Beteiligung am Vermögen und am Ertrag eines Teilvermögens. Die Forderung 

der Anleger ist in Anteilen begründet. 

 

5. Die Anleger sind nur am Vermögen und am Ertrag desjenigen Teilvermögens berechtigt, an dem 

sie beteiligt sind. Für die auf ein einzelnes Teilvermögen entfallenden Verbindlichkeiten haftet nur 

das betreffende Teilvermögen. 

 

6. Die Anleger erhalten bei der Fondsleitung jederzeit Auskunft über die Grundlagen für die Berech-

nung des Nettoinventarwertes pro Anteil. Machen die Anleger ein Interesse an näheren Angaben 

über einzelne Geschäfte der Fondsleitung wie die Ausübung von Mitgliedschafts- und Gläubiger-

rechten oder über das Risikomanagement oder über Sacheinlagen bzw. -auslagen geltend, so 

erteilt ihnen die Fondsleitung auch darüber jederzeit Auskunft. Die Anleger können beim Gericht 

am Sitz der Fondsleitung verlangen, dass die Prüfgesellschaft oder eine andere sachverständige 

Person den abklärungsbedürftigen Sachverhalt untersucht und ihnen darüber Bericht erstattet.  

 

7. Die Anleger sind nur zur Einzahlung des von ihnen gezeichneten Anteils in das entsprechende 

Teilvermögen verpflichtet. Ihre persönliche Haftung für Verbindlichkeiten des Umbrella-Fonds 

bzw. des Teilvermögens ist ausgeschlossen. 

 

8. Die Anleger können den Fondsvertrag jederzeit kündigen und die Auszahlung ihres Anteils am 

entsprechenden Teilvermögen in bar verlangen. Auf Ersuchen des Anlegers ist die Fondsleitung 

berechtigt, jedoch nicht verpflichtet, den Auszahlungsanspruch durch Übertragung von Anlagen 

des entsprechenden Teilvermögens an den Anleger ("Sachauslagen") zu erfüllen. 
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9. Die Anleger sind verpflichtet, der Fondsleitung und / oder der Depotbank und ihren Beauftragten 

gegenüber auf Verlangen nachzuweisen, dass sie die gesetzlichen oder fondsvertraglichen Vo-

raussetzungen für die Beteiligung am Anlagefonds oder einer Anteilsklasse erfüllen bzw. nach 

wie vor erfüllen. Überdies sind sie verpflichtet, die Fondsleitung und deren Beauftragte umgehend 

zu informieren, sobald sie diese Voraussetzungen nicht mehr erfüllen. 

 

10.  Die Anteile eines Anlegers müssen durch die Fondsleitung in Zusammenarbeit mit der Depotbank 

zum jeweiligen Rücknahmepreis zwangsweise zurückgenommen werden, wenn: 

 

a) dies zur Wahrung des Rufes des Finanzplatzes, namentlich zur Bekämpfung der Geldwä-

scherei, erforderlich ist; 

 

b) die Anleger die gesetzlichen oder vertraglichen Voraussetzungen zur Teilnahme an einem 

Teilvermögen oder an einer Anteilsklasse nicht mehr erfüllen. 

 

11.  Zusätzlich können die Anteile eines Anlegers durch die Fondsleitung in Zusammenarbeit mit der 

Depotbank zum jeweiligen Rücknahmepreis, unter Einhaltung der vertraglichen Kündigungsfrist, 

zwangsweise zurückgenommen werden, wenn: 

 

a) die Beteiligung des Anlegers an einem Teilvermögen geeignet ist, die wirtschaftlichen In-

teressen der übrigen Anleger massgeblich zu beeinträchtigen, insbesondere wenn die Be-

teiligung steuerliche Nachteile für den Umbrella-Fonds bzw. ein Teilvermögen im In- oder 

Ausland zeitigen kann; 

 

b) Anleger ihre Anteile in Verletzung von Bestimmungen eines auf sie anwendbaren in- oder 

ausländischen Gesetzes, dieses Fondsvertrags oder des Anhangs erworben haben oder 

halten;  

 

c) die wirtschaftlichen Interessen der Gesamtheit der Anleger beeinträchtigt werden oder be-

einträchtigt werden können, insbesondere in Fällen, wo einzelne Anleger durch systemati-

sche Zeichnungen und unmittelbar darauf folgende Rücknahmen Vermögensvorteile zu 

erzielen versuchen, indem sie Zeitunterschiede zwischen der Festlegung der Schlusskurse 

und der Bewertung des Vermögens der Teilvermögen ausnutzen (Market Timing). 

 

§ 6 Anteile und Anteilsklassen 

 

1. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank und Genehmigung der Aufsichtsbehörde 

für jedes Teilvermögen jederzeit verschiedene Anteilsklassen schaffen, aufheben oder vereini-

gen, wobei sämtliche Anteilsklassen dem beschränkten Teilnehmerkreis gemäss § 5 Ziff. 1 und 2 

oben unterliegen. Sobald mehrere Anteilsklassen eines Teilvermögens bestehen, werden die ver-

schiedenen Anteilsklassen jeweils mit einem Namenszusatz gekennzeichnet. Alle Anteilsklassen 

berechtigen zur Beteiligung am ungeteilten Vermögen des entsprechenden Teilvermögens, wel-

ches seinerseits nicht segmentiert ist. Diese Beteiligung kann aufgrund klassenspezifischer Kos-

tenbelastungen oder Ausschüttungen oder aufgrund klassenspezifischer Erträge unterschiedlich 

ausfallen und die verschiedenen Anteilsklassen eines Teilvermögens können deshalb einen un-

terschiedlichen Nettoinventarwert pro Anteil aufweisen. Für klassenspezifische Kostenbelastun-

gen haftet das Vermögen des entsprechenden Teilvermögens als Ganzes. 

 

2. Es bestehen je Teilvermögen die im Besonderen Teil aufgeführten Anteilsklassen. 
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3. Über die Schaffung, Aufhebung oder Vereinigung von Anteilsklassen erfolgt eine Publikation ge-

mäss § 24. Nur die Vereinigung gilt als Änderung des Fondsvertrages im Sinne vom § 27.  

 

4. Die verschiedenen Anteilsklassen der Teilvermögen können sich namentlich hinsichtlich Kosten-

struktur, Referenzwährung, Währungsabsicherung, Ausschüttung oder Thesaurierung der Er-

träge, Mindestanlage sowie Anlegerkreis unterscheiden.  

 

Vergütungen und Kosten werden nur derjenigen Anteilsklasse belastet, der eine bestimmte Leis-

tung zukommt. Vergütungen und Kosten, die nicht eindeutig einer Anteilsklasse zugeordnet wer-

den können, werden den einzelnen Anteilsklassen im Verhältnis zum Vermögen des Teilvermö-

gens belastet. 

 

5. Die Anteile werden nicht verbrieft, sondern buchmässig geführt; vorbehalten bleiben die Bestim-

mungen in Ziff. 7 unten. Der Anleger ist nicht berechtigt, die Aushändigung eines auf den Namen 

oder auf den Inhaber lautenden Anteilscheines zu verlangen. 

 

6. Sämtliche Anteile müssen in ein Depot bei der Depotbank eingebucht werden. Die Registrierung 

als Inhaber des Depots gilt der Depotbank, der Fondsleitung und Dritten gegenüber als rechts-

genüglicher Ausweis über das Eigentum an den entsprechenden Anteilen; vorbehalten bleibt Ziff. 

7 unten. 

 

7. Für einen schweizerischen institutionellen Anleger kann auch dessen Depotstelle (Schweizer 

Bank, Schweizer Effektenhändlerin, ausländische Bank aus einem OECD Mitgliedstaat oder 

Liechtenstein, die in massgeblichem Umfang im Global Custody-Geschäft tätig ist, oder Wertpa-

piersammelverwahrstelle in der Schweiz oder einem OECD Mitgliedstaat) der Depotbank gegen-

über als Deponentin eingetragen werden, sofern diese Depotstelle der Depotbank gegenüber be-

stätigt, dass ihr Kunde (a) ein qualifizierter Anleger im Sinne von § 5 Ziff. 1 und, wenn anwendbar, 

von § 5 Ziff. 2 ist und (b), eine der Anforderungen von § 5 Ziff. 1 und, sofern anwendbar, diejenige 

von Ziff. 2 oben erfüllt und sie (c) die Depotbank über allfällige Änderungen informieren wird. 

 

8. Die Depotbank und die Fondsleitung sind verpflichtet, Anleger, welche die Voraussetzungen zum 

Halten einer Anteilsklasse nicht mehr erfüllen, aufzufordern, ihre Anteile innert 30 Kalendertagen 

im Sinne von § 18 zurückzugeben, an eine Person zu übertragen, die die genannten Vorausset-

zungen erfüllt oder in Anteile einer anderen Klasse des entsprechenden Teilvermögens umzu-

tauschen, deren Bedingungen sie erfüllen. Leistet der Anleger dieser Aufforderung nicht Folge, 

muss die Fondsleitung in Zusammenarbeit mit der Depotbank entweder einen zwangsweisen 

Umtausch in eine andere Anteilsklasse des entsprechenden Teilvermögens oder, sofern dies 

nicht möglich ist, eine zwangsweise Rücknahme im Sinne von § 5 Ziff. 10 bzw. 11 der betreffen-

den Anteile vornehmen. 

 

9. Rechtsgeschäfte, mit welchen Anteile der Teilvermögen übertragen werden (Verpflichtungsge-

schäft), als auch die Übertragung der Anteile selbst (Verfügungsgeschäft) sind nur rechtsgültig, 

wenn der Erwerber sich aufgrund einer schriftlichen Erklärung als qualifizierter Anleger im Sinne 

von § 5 Ziff. 1 des Fondsvertrag und, sofern anwendbar, Ziff. 2 ausweist, sofern die Depotbank 

den Anleger nicht ohne weiteres als qualifizierenden Anleger identifizieren kann. Die Fondsleitung 

und die Depotbank sind berechtigt, weitere Dokumente und Auskünfte zum Nachweis der Quali-

fikationen zu verlangen. Erfolgt die Zeichnung oder Übertragung über die Depotstelle eines An-

legers im Sinne von Ziff. 7 oben, können die Fondsleitung und die Depotbank dabei auf die schrift-

liche Bestätigung einer Depot- oder Verwahrstelle, welche die Anforderungen von Ziff. 7 oben 

erfüllt, abstellen. 
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III. Richtlinien der Anlagepolitik 

 

A. Anlagegrundsätze 

 

§ 7 Einhaltung der Anlagevorschriften 

 

1. Bei der Auswahl der einzelnen Anlagen jedes Teilvermögens beachtet die Fondsleitung im Sinne 

einer ausgewogenen Risikoverteilung die nachfolgend aufgeführten prozentualen Beschränkun-

gen. Diese beziehen sich auf das Vermögen der einzelnen Teilvermögen zu Verkehrswerten und 

sind ständig einzuhalten. Die einzelnen Teilvermögen müssen die Anlagebeschränkungen sechs 

Monate nach Ablauf der Zeichnungsfrist (Lancierung) erfüllen. 

 

2. Werden die Beschränkungen durch Marktveränderungen überschritten, müssen die Anlagen un-

ter Wahrung der Interessen der Anleger innerhalb einer angemessenen Frist auf das zulässige 

Mass zurückgeführt werden. Werden Beschränkungen in Verbindung mit Derivaten gemäss § 13 

nachstehend durch eine Veränderung des Deltas verletzt, so ist der ordnungsgemässe Zustand 

unter Wahrung der Interessen der Anleger spätestens innerhalb von drei Bankwerktagen wieder 

herzustellen. 

 

§ 8 Anlagepolitik 

 

1. Das Anlageziel jedes Teilvermögens ist im Besonderen Teil dargestellt. 

 

2. Die Fondsleitung kann im Rahmen der spezifischen Anlagepolitik jedes Teilvermögens in die 

nachfolgenden Anlagen investieren: 

 

a) Effekten, das heisst massenweise ausgegebene Wertpapiere und nicht verurkundete 

Rechte mit gleicher Funktion (Wertrechte), die an einer Börse oder an einem anderen ge-

regelten, dem Publikum offen stehenden Markt gehandelt werden, und die ein Beteili-

gungs- oder Forderungsrecht oder das Recht verkörpern, solche Wertpapiere und Wert-

rechte durch Zeichnung oder Austausch zu erwerben, wie namentlich Warrants.  

 

 Anlagen in Effekten aus Neuemissionen sind nur zulässig, wenn deren Zulassung an einer 

Börse oder einem anderen geregelten, dem Publikum offen stehenden Markt in den Emis-

sionsbedingungen vorgesehen ist. Sind sie ein Jahr nach dem Erwerb noch nicht an der 

Börse oder an einem anderen dem Publikum offen stehenden Markt zugelassen, so sind 

die Titel innerhalb eines Monats zu verkaufen oder in die Beschränkungsregel von lit. g 

unten einzubeziehen. 

 

b) Derivate, wenn (i) ihnen als Basiswerte Effekten gemäss lit. a, Derivate gemäss lit. b, An-

teile an kollektiven Kapitalanlagen gemäss lit. d, Geldmarktinstrumente gemäss lit. e, Fi-

nanzindizes, Zinssätze, Wechselkurse, Kredite oder Währungen zugrunde liegen, und (ii) 

die zu Grunde liegenden Basiswerte gemäss Fondsvertrag als Anlagen zulässig sind. De-

rivate sind entweder an einer Börse oder an einem anderen geregelten, dem Publikum 

offen stehenden Markt oder OTC gehandelt. 

 

OTC-Geschäfte sind nur zulässig, wenn (i) die Gegenpartei ein beaufsichtigter, auf dieses 

Geschäft spezialisierter Finanzintermediär ist, und (ii) die OTC-Derivate täglich handelbar 

sind oder eine Rückgabe an den Emittenten jederzeit möglich ist. Zudem sind sie zuver-

lässig und nachvollziehbar bewertbar. Derivate können gemäss § 13 eingesetzt werden. 
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c) Strukturierte Produkte, wenn (i) ihnen als Basiswerte Effekten gemäss Bst. a, Derivate ge-

mäss Bst. b, strukturierte Produkte gemäss Bst. c, Anteile an kollektiven Kapitalanlagen 

gemäss Bst. d, Geldmarktinstrumente gemäss Bst. e, Finanzindizes, Zinssätze, Wechsel-

kurse, Kredite oder Währungen zugrunde liegen und (ii) die zu Grunde liegenden Basis-

werte gemäss Fondsvertrag als Anlagen zulässig sind. Strukturierte Produkte sind entwe-

der an einer Börse oder an einem andern geregelten, dem Publikum offen stehenden Markt 

oder OTC gehandelt; 

 

 OTC-Geschäfte sind nur zulässig, wenn (i) die Gegenpartei ein beaufsichtigter, auf dieses 

Geschäft spezialisierter Finanzintermediär ist, und (ii) die OTC-Produkte täglich handelbar 

sind oder eine Rückgabe an den Emittenten jederzeit möglich ist. Zudem sind sie zuver-

lässig und nachvollziehbar bewertbar. 

 

d) Anteile an anderen kollektiven Kapitalanlagen (Zielfonds). Als „andere kollektive Kapital-

anlagen“ im Sinne dieses Fondsvertrags gelten: - Anteile an anderen in- und ausländischen 

kollektiven Kapitalanlagen (Zielfonds), wenn für diese Zielfonds in Bezug auf Zweck, Or-

ganisation, Anlagepolitik, Anlegerschutz, Risikoverteilung, getrennte Verwahrung des 

Fondsvermögens, Kreditaufnahme, Kreditgewährung, Leerverkäufe von Wertpapieren und 

Geldmarktinstrumenten, Ausgabe und Rücknahme der Anteile und Inhalt der Halbjahres- 

und Jahresberichte gleichwertige Bestimmungen gelten wie für Effektenfonds bzw. für üb-

rige Fonds für traditionelle Anlagen und (ii) diese Zielfonds im Sitzstaat als kollektive Kapi-

talanlagen zugelassen sind und dort einer dem Anlegerschutz dienenden, der schweizeri-

schen gleichwertigen Aufsicht unterstehen und die internationale Amtshilfe gewährleistet 

ist.  

- Anteile an Zielfonds schweizerischen Rechts der Art „übrige Fonds für alternative Anla-

gen“.  

- Anteile an ausländischen kollektiven Kapitalanlagen (Zielfonds), die aufgrund ihrer Anla-

gepolitik und ihrer Anlagen nach Schweizer Recht als Fonds der Art „übrige Fonds für al-

ternative Anlagen“ qualifizieren.  

- Anteile bzw. Aktien von geschlossenen kollektiven Kapitalanlagen, einschließlich 

Exchange Trade Funds, Investment- oder Beteiligungsgesellschaften, von Emittenten welt-

weit.  

- Anteile von offenen in- und ausländischen Immobilienfonds sowie Beteiligungswertpa-

piere und wertrechte von Immobiliengesellschaften. Zudem, müssen diese Anlagen, an 

einer Börse oder an einem anderen geregelten, dem Publikum offen stehenden Markt ge-

handelt werden.  

Die Zielfonds müssen in ihren Dokumenten die Anlagen in andere Zielfonds ihrerseits ins-

gesamt auf 49% begrenzen.  

 

e) Geldmarktinstrumente, wenn diese liquide und bewertbar sind sowie an einer Börse oder 

an einem anderen geregelten, dem Publikum offen stehenden Markt gehandelt werden; 

Geldmarktinstrumente, die nicht an einer Börse oder an einem anderen geregelten, dem 

Publikum offen stehenden Markt gehandelt werden, dürfen nur erworben werden, wenn die 

Emission oder der Emittent Vorschriften über den Gläubiger- und den Anlegerschutz un-

terliegt und wenn die Geldmarktinstrumente von Emittenten gemäss Art. 74 Abs. 2 KKV 

begeben oder garantiert sind. 

 

f) Guthaben auf Sicht und auf Zeit mit Laufzeiten bis zu zwölf Monaten bei Banken, die ihren 

Sitz in der Schweiz oder in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union haben oder in 
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einem anderen Staat, wenn die Bank dort einer Aufsicht untersteht, die derjenigen in der 

Schweiz gleichwertig ist. 

 

g) Alternative Anlagen wie in Hedge Funds, Private Equity Insurance Linked Securities, Roh-

stoffen, Infrastrukturen und verbriefte Forderungen. Diese Anlagen dürfen nur mittels diver-

sifizierter kollektiver Anlagen, diversifizierter Zertifikate oder diversifizierter strukturierter 

Produkte vorgenommen werden. 

 

h) Andere als die vorstehend in lit. a bis f genannte Anlagen insgesamt bis höchstens 10% 

des Vermögens eines einzelnen Teilvermögens; nicht zulässig sind (i) Anlagen in Edelme-

tallen Edelmetallzertifikate, Waren und Warenpapieren sowie (ii) echte Leerverkäufe von 

Anlagen aller Art. 

 

3. Das Vermögen der Teilvermögen kann grundsätzlich in folgende Anlageklassen investiert wer-

den: 

 

a) Direkte oder indirekte Anlagen in Beteiligungswertpapiere und -wertrechte 

 

aa) Beteiligungswertpapiere und -wertrechte (Aktien, Genussscheine, Partizipations-

scheine etc.) von Gesellschaften weltweit, einschliesslich Gesellschaften aus 

Emerging Markets Ländern; 

 

ab) Indexzertifikate und Indexbaskets, denen direkt oder indirekt Anlagen gemäss lit. aa 

oben zugrunde liegen und deren Wert vom Preis der zugrunde liegenden Vermö-

genswerte oder von Referenzsätzen abgeleitet wird; 

 

ac)  andere Derivate, denen direkt oder indirekt Anlagen gemäss lit. aa oben zugrunde 

liegen; 

 

ad) Strukturierte Finanzprodukte oder Investment-Zertifikate, denen direkt oder indirekt 

Anlagen gemäss litt. aa bis ac oben zugrunde liegen; 

 

ae) Anteile bzw. Aktien von geschlossenen kollektiven Kapitalanlagen, einschliesslich 

Exchange Traded Funds, Investment- oder Beteiligungsgesellschaften, von Emitten-

ten weltweit, die ihr Vermögen in Anlagen gemäss litt. aa bis ad oben anlegen; 

 

af) Anteile bzw. Aktien von offenen kollektiven Kapitalanlagen, die ihr Vermögen in An-

lagen gemäss litt. aa bis ae oben anlegen. 

 

Die Anlagen gemäss litt. aa bis ae oben müssen dabei an einer Börse oder an einem an-

deren geregelten, dem Publikum offen stehenden Markt gehandelt werden; vorbehalten 

bleiben die Bestimmungen von Ziff. 2 litt. a und g und § 13 unten.  

 

b) Direkte oder indirekte Anlagen in Forderungswertpapiere und -wertrechte  

 

ba) Forderungswertpapiere und -wertrechte (Obligationen, Notes, Optionsanleihen, 

Wandelanleihen, Schuldverschreibungen, die durch Anlagen gesichert sind) von pri-

vaten und öffentlichrechtlichen Schuldnern weltweit, die auf eine frei konvertierbare 

Währung lauten. Anlagen können auch in Instrumenten von Emerging Markets 

Schuldnern und in Instrumenten von Schuldnern minderer Qualität und höherer Ren-

dite ("High Yield Bonds") erfolgen;  
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bb) Indexzertifikate und Indexbaskets, denen direkt oder indirekt Anlagen gemäss lit. ba 

oben zugrunde liegen und deren Wert vom Preis der zugrunde liegenden Vermö-

genswerte oder von Referenzsätzen abgeleitet wird; 

 

bc)  andere Derivate, denen direkt oder indirekt Anlagen gemäss lit. ba oben oder Zinss-

ätze zugrunde liegen; 

 

bd) strukturierte Finanzprodukte oder Investment-Zertifikate, die eine Forderung bein-

halten, von Emittenten weltweit; 

 

be) Anteile bzw. Aktien von geschlossenen kollektiven Kapitalanlagen, einschliesslich 

Exchange Traded Funds und Investmentgesellschaften, von Emittenten weltweit, 

die ihr Vermögen in Anlagen gemäss litt. ba bis bd oben anlegen; 

 

bf) Anteile bzw. Aktien von offenen kollektiven Kapitalanlagen, die ihr Vermögen in An-

lagen gemäss litt. ba bis be oben anlegen. 

 

Die Anlagen gemäss litt. ba bis be oben müssen dabei an einer Börse oder an einem an-

deren geregelten, dem Publikum offen stehenden Markt gehandelt werden; vorbehalten 

bleiben die Bestimmungen von Ziff. 2 lit. a und g und § 13 unten. 

 

c) Indirekte Anlagen in Immobilien 

 

ca) Anteile von inländischen und von ausländischen Immobilienanlagefonds aus einem 

OECD-Mitgliedstaat, die einer staatlichen Aufsicht unterliegen, bis höchstens 20% 

des Vermögens eines Teilvermögens; 

 

cb) Beteiligungswertpapiere und -wertrechte von Immobiliengesellschaften, einschliess-

lich Real Estate Investment Trusts (REITs) weltweit; 

 

cc) Derivate im Sinne von § 13 unten, denen direkt oder indirekt Anlagen gemäss lit. ca 

oben oder in der Praxis allgemein anerkannte Immobilienmarktindices zugrunde lie-

gen. 

 

Die Anlagen gemäss litt. cb und cc oben müssen dabei an einer Börse oder an einem 

anderen geregelten, dem Publikum offen stehenden Markt gehandelt werden, die Anlagen 

gemäss lit. ca oben entweder täglich zum inneren Wert rückgabefähig oder an einer Börse 

oder an einem anderen geregelten, dem Publikum offen stehenden Markt oder an einem 

OTC-Markt gehandelt werden; vorbehalten bleiben die Bestimmungen von Ziff. 2 litt. a und 

g und § 13 unten. 

 

d) Kurzfristige liquide Anlagen 

 

da) Guthaben im Sinne von Ziff. 2 lit. f oben; 

 

db)  Geldmarktinstrumente im Sinne von Ziff. 2 lit. e oben. 

 

  Kurzfristige liquide Anlagen können auf irgendeine frei konvertierbare Währung lauten. 
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e) Zusätzlich hat die Fondsleitung die nachstehende Anlagenbeschränkunge, die sich auf das 

Vermögen des Teilvermögens beziehen, einzuhalten: 

 

ea) Max. 15% in Alternativen Anlagen gemäss § 8, Ziff. 2 g oben.  

 

4. Nach ihrer Rechtsform kann es sich bei den Zielfonds um vertragsrechtliche kollektive Kapitalan-

lagen, kollektive Kapitalanlagen in gesellschaftsrechtlicher Form, Treuunternehmen, Business 

Trusts, Investmentvereine oder um Unit Trusts oder Limited Partnerships handeln. 

 

5. Die Fondsleitung kann Anteile bzw. Aktien von Zielfonds sowohl aus Ausgabe wie auf dem Se-

kundärmarkt erwerben und Anteile bzw. Aktien sowohl zurückgeben wie auf dem Sekundärmarkt 

veräussern. 

 

6. Die Fondsleitung darf unter Vorbehalt von § 20 Ziff. 5 und 6 des Fondsvertrags Anteile an Ziel-

fonds erwerben, die direkt oder indirekt von ihr selbst oder von einer Gesellschaft verwaltet wer-

den, mit der sie durch gemeinsame Verwaltung oder Beherrschung oder durch eine direkte oder 

indirekte Beteiligung von mehr als 10% des Kapitals oder der Stimmen verbunden ist ("verbun-

dene Zielfonds"). 

 

7. Die Fondsleitung stellt ein angemessenes Liquiditätsmanagement sicher. Die Einzelheiten wer-
den im Anhang offengelegt. 

 

8. Der Besondere Teil dieses Fondsvertrages kann für einzelne Teilvermögen weitere Beschrän-

kungen vorsehen. 

 

§ 9  Flüssige Mittel 

 

Die Fondsleitung darf für jedes Teilvermögen zusätzlich angemessene flüssige Mittel in der Rechnungs-

einheit des entsprechenden Teilvermögens und in allen Währungen, in denen Anlagen beim entspre-

chenden Teilvermögen zugelassen sind, halten. Als flüssige Mittel gelten Bankguthaben auf Sicht und 

Zeit mit Laufzeiten bis zu zwölf Monaten. 

 

 

B. Anlagetechniken und -instrumente 

 

§ 10 Leerverkäufe 

 

Die Fondsleitung tätigt für Rechnung der Teilvermögen keine Leerverkäufe. 

 

§ 11 Effektenleihe 

 

1. Die Fondsleitung darf für Rechnung der Teilvermögen sämtliche Arten von Effekten ausleihen, 

die an einer Börse oder an einem anderen geregelten, dem Publikum offen stehenden Markt ge-

handelt werden. 

 

2. Die Fondsleitung kann die Effekten im eigenen Namen und auf eigene Rechnung einem Borger 

ausleihen ("Principal-Geschäft") oder einen Vermittler damit beauftragen, die Effekten entweder 

treuhänderisch in indirekter Stellvertretung ("Agent-Geschäft") oder in direkter Stellvertretung 

("Finder-Geschäft") einem Borger zur Verfügung zu stellen. 
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3. Die Fondsleitung tätigt die Effektenleihe nur mit auf diese Geschäftsart spezialisierten, erstklas-

sigen beaufsichtigten Borgern und Vermittlern, wie Banken, Brokern und Versicherungsgesell-

schaften sowie mit bewilligten und anerkannten zentralen Gegenparteien und Zentralverwahrern, 

die eine einwandfreie Durchführung der Effektenleihe gewährleisten. 

 

4. Sofern die Fondsleitung eine Kündigungsfrist, deren Dauer 7 Bankwerktage nicht überschreiten 

darf, einhalten muss, bevor sie wieder über die ausgeliehenen Effekten rechtlich verfügen kann, 

darf sie je Teilvermögen vom ausleihfähigen Bestand einer Art nicht mehr als 50% ausleihen. 

Sichert hingegen der Borger oder der Vermittler der Fondsleitung vertraglich zu, dass diese noch 

am gleichen oder am nächsten Bankwerktag wieder rechtlich über die ausgeliehenen Effekten 

verfügen kann, so darf der gesamte ausleihfähige Bestand einer Art ausgeliehen werden. 

 

5. Die Fondsleitung vereinbart mit dem Borger oder Vermittler, dass dieser zwecks Sicherstellung 

des Rückerstattungsanspruches zugunsten der Fondsleitung Sicherheiten nach Massgabe von 

Art. 51 KKV-FINMA verpfändet oder zu Eigentum überträgt. Der Wert der Sicherheiten muss an-

gemessen sein und jederzeit mindestens 100% des Verkehrswerts der ausgeliehenen Effekten 

betragen. Der Emittent der Sicherheiten muss eine hohe Bonität aufweisen und die Sicherheiten 

dürfen nicht von der Gegenpartei oder von einer dem Konzern oder der Gegenpartei angehörigen 

oder davon abhängigen Gesellschaft begeben sein. Die Sicherheiten müssen hoch liquide sein, 

zu einem transparenten Preis an einer Börse oder einem anderen, dem Publikum offenstehenden 

Markt gehandelt werden und mindestens börsentäglich bewertet werden. Die Fondsleitung bzw. 

deren Beauftragte müssen bei der Verwaltung der Sicherheiten die Pflichten und Anforderungen 

gemäss Art. 52 KKV-FINMA erfüllen. Insbesondere müssen sie die Sicherheiten in Bezug auf 

Länder, Märkte und Emittenten angemessen diversifizieren, wobei eine angemessene Diversifi-

kation der Emittenten als erreicht gilt, wenn die von einem einzelnen Emittenten gehaltenen Si-

cherheiten nicht mehr als 20% des Nettoinventarwertes entsprechen. Vorbehalten bleiben Aus-

nahmen für öffentlich garantierte oder begebene Anlagen gemäss Art. 83 KKV. Weiter muss die 

Fondsleitung bzw. deren Beauftragte die Verfügungsmacht und die Verfügungsbefugnis an den 

erhaltenen Sicherheiten bei Ausfall der Gegenpartei jederzeit und ohne Einbezug der Gegenpar-

tei oder deren Zustimmung erlangen können. Die erhaltenen Sicherheiten sind bei der Depotbank 

zu verwahren. Die erhaltenen Sicherheiten können im Auftrag der Fondsleitung bei einer beauf-

sichtigten Drittverwahrstelle verwahrt werden, wenn das Eigentum an den Sicherheiten nicht über-

tragen wird und die Drittverwahrstelle von der Gegenpartei unabhängig ist. 

 

6. Der Borger oder Vermittler haftet für die pünktliche und uneingeschränkte Vergütung der während 

der Effektenleihe anfallenden Erträge, die Geltendmachung anderer Vermögensrechte sowie die 

vertragskonforme Rückerstattung von Effekten gleicher Art, Menge und Güte. 

 

7. Die Depotbank sorgt für eine sichere und vertragskonforme Abwicklung der Effektenleihe und 

überwacht namentlich die Einhaltung der Anforderungen an die Sicherheiten. Sie besorgt auch 

während der Dauer der Leihgeschäfte die ihr gemäss Depotreglement obliegenden Verwaltungs-

handlungen und die Geltendmachung sämtlicher Rechte auf den ausgeliehenen Effekten, soweit 

diese nicht gemäss anwendbarem Rahmenvertrag abgetreten wurden. 

 

8. Der Anhang enthält weitere Angaben zur Sicherheitenstrategie. 

 

§ 12  Pensionsgeschäfte 

 

Die Fondsleitung tätigt für Rechnung der Teilvermögen keine Pensionsgeschäfte. 

 



 

14/40 

§ 13 Derivate 

 

1. Die Fondsleitung darf Derivate einsetzen. Sie sorgt dafür, dass der Einsatz von Derivaten in seiner 

ökonomischen Wirkung auch unter ausserordentlichen Marktverhältnissen nicht zu einer Abwei-

chung von den in diesem Fondsvertrag und denen im jeweiligen Besonderen Teil genannten An-

lagezielen oder zu einer Veränderung des Anlagecharakters der Teilvermögen führt. Zudem müs-

sen die den Derivaten zu Grunde liegenden Basiswerte nach diesem Fondsvertrag für das ent-

sprechende Teilvermögen als Anlagen zulässig sein. 

 

2. Bei der Risikomessung gelangt der Commitment-Ansatz I zur Anwendung. Der Einsatz der Deri-

vate übt unter Berücksichtigung der nach diesem Paragrafen notwendigen Deckung weder eine 

Hebelwirkung auf die Vermögen der Teilvermögen aus noch entspricht dieser einem Leerverkauf. 

 

Die Bestimmungen dieses Paragraphen sind auf die einzelnen Teilvermögen anwendbar. 

 

3. Es dürfen nur Derivat-Grundformen verwendet werden. Diese umfassen: 

 

a) Call- oder Put-Optionen, deren Wert bei Verfall linear von der positiven oder negativen 

Differenz zwischen dem Verkehrswert des Basiswerts und dem Ausübungspreis abhängt 

und null wird, wenn die Differenz das andere Vorzeichen hat; 

 

b) Credit Default Swaps (CDS); 

 

c) Swaps, deren Zahlungen linear und pfadunabhängig vom Wert des Basiswerts oder einem 

absoluten Betrag abhängen; 

 

d) Termingeschäfte (Futures und Forwards), deren Wert linear vom Wert des Basiswerts ab-

hängt.  

 

4. Der Einsatz von Derivaten ist in seiner ökonomischen Wirkung entweder einem Verkauf (enga-

gementreduzierendes Derivat) oder einem Kauf (engagementerhöhendes Derivat) eines Basis-

werts ähnlich.  

 

5. a) Bei engagementreduzierenden Derivaten müssen die eingegangenen Verpflichtungen un-

ter Vorbehalt von lit. b und d dauernd durch die dem Derivat zugrunde liegenden Basis-

werte gedeckt sein. 

 

b) Eine Deckung mit anderen Anlagen als den Basiswerten ist bei engagementreduzierenden 

Derivaten zulässig, die auf einen Index lauten, welcher 

– von einer externen, unabhängigen Stelle berechnet wird; 

– für die als Deckung dienenden Anlagen repräsentativ ist; 

– in einer adäquaten Korrelation zu diesen Anlagen steht. 

 

c) Die Fondsleitung muss jederzeit uneingeschränkt über die Basiswerte oder Anlagen ver-

fügen können. 

 

d) Ein engagementreduzierendes Derivat kann bei der Berechnung der entsprechenden Ba-

siswerte mit dem "Delta" gewichtet werden. 
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6. Bei engagementerhöhenden Derivaten muss das Basiswertäquivalent einer Derivatposition dau-

ernd durch geldnahe Mittel gemäss Art. 34 Abs. 5 KKV-FINMA gedeckt sein. Das Basiswertäqui-

valent berechnet sich bei Futures, Optionen, Swaps und Forwards gemäss Anhang 1 der KKV-

FINMA. 

 

7. Die Fondsleitung hat bei Verrechnung von Derivatpositionen folgende Regeln zu be-rücksichti-

gen: 

 

 a) Gegenläufige Positionen in Derivaten des gleichen Basiswerts sowie gegenläufige Positi-

onen in Derivaten und in Anlagen des gleichen Basiswerts dürfen miteinander verrechnet 

werden ungeachtet des Verfalls der Derivate („Netting“), wenn das Derivat-Geschäft einzig 

zum Zwecke abgeschlossen wurde, um die mit dem erworbenen Derivaten oder Anlagen 

im Zusammenhang stehenden Risiken zu eliminieren, dabei die wesentlichen Risiken nicht 

vernachlässigt werden und der Anrechnungsbetrag der Derivate nach Art. 35 KKV-FINMA 

ermittelt wird. 

 

 b) Beziehen sich die Derivate bei Absicherungsgeschäften nicht auf den gleichen Basiswert 

wie der abzusichernde Vermögenswert, so sind für eine Verrechnung zusätzlich, zu den 

Regeln von Bst. a, die Voraussetzungen zu erfüllen „(Hedging“), dass die Derivat-Ge-

schäfte nicht auf einer Anlagestrategie beruhen dürfen, die der Gewinnerzielung dient. Zu-

dem muss das Derivat zu einer nachweisbaren Reduktion des Risikos führen, die Risiken 

des Derivats müssen ausgeglichen werden, die zu verrechnenden Derivate, Basiswerte 

oder Vermögensgegenstände müssen sich auf die gleiche Klasse von Finanzinstrumenten 

beziehen. und die Absicherungsstrategie muss auch unter aussergewöhnlichen Marktbe-

dingungen effektiv sein. 

 

 c) Derivate, die zur reinen Absicherung von Fremdwährungsrisiken eingesetzt werden und 

nicht zu einer Hebelwirkung führen oder zusätzliche Marktrisiken beinhalten, können ohne 

die Anforderungen gemäss Bst. b bei der Berechnung des Gesamtengagements aus De-

rivaten verrechnet werden. 

 

 d) Gedeckte Absicherungsgeschäfte durch Zinsderivate sind zulässig. Wandelanleihen dürfe 

bei der Berechnung des Engagements aus Derivaten unberücksichtigt bleiben. 

 

8. Die Fondsleitung kann sowohl standardisierte als auch nicht standardisierte Derivate einsetzen. 

Sie kann die Geschäfte mit Derivaten an einer Börse, an einem anderen geregelten, dem Publi-

kum offen stehenden Markt oder OTC (Over-the-Counter) abschliessen. 

 

9. a) Die Fondsleitung darf OTC-Geschäfte nur mit beaufsichtigten Finanzintermediären ab-

schliessen, welche auf diese Geschäftsarten spezialisiert sind und eine einwandfreie 

Durchführung des Geschäftes gewährleisten. Handelt es sich bei der Gegenpartei nicht 

um die Depotbank, hat erstere oder deren Garant eine hohe Bonität aufzuweisen. 

 

b) Ein OTC-Derivat muss täglich zuverlässig und nachvollziehbar bewertet und jederzeit zum 

Verkehrswert veräussert, liquidiert oder durch ein Gegengeschäft glattgestellt werden kön-

nen. 

 

c) Ist für ein OTC Derivat kein Marktpreis erhältlich, so muss der Preis jederzeit anhand eines 

angemessenen und in der Praxis anerkannten Bewertungsmodells gestützt auf den Ver-

kehrswert der Basiswerte, von denen das Derivat abgeleitet ist, jederzeit nachvollziehbar 
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sein. Vor dem Abschluss eines Vertrags über ein solches Derivat sind grundsätzlich kon-

krete Offerten von mindestens zwei Gegenparteien einzuholen, wobei der Vertrag mit der-

jenigen Gegenpartei abzuschliessen ist, welche die preislich beste Offerte unterbreitet. Ab-

weichungen von diesem Grundsatz sind zulässig aus Gründen der Risikoverteilung oder 

wenn weitere Vertragsbestandteile wie Bonität oder Dienstleistungsangebot der Gegen-

partei eine andere Offerte als insgesamt vorteilhafter für die Anleger erscheinen lassen. 

Ausserdem kann ausnahmsweise auf die Einholung von Offerten von mindestens zwei 

möglichen Gegenparteien verzichtet werden, wenn dies im besten Interesse der Anleger 

ist. Die Gründe hierfür sowie der Vertragsabschluss und die Preisbestimmung sind nach-

vollziehbar zu dokumentieren. 

 

d) Die Fondsleitung bzw. deren Beauftragte dürfen im Rahmen eines OTC-Geschäfts nur Si-

cherheiten entgegennehmen, welche die Anforderungen gemäss Art. 51 KKV-FINMA er-

füllen. Der Emittent der Sicherheiten muss eine hohe Bonität aufweisen und die Sicherhei-

ten dürfen nicht von der Gegenpartei oder von einer dem Konzern der Gegenpartei ange-

hörigen oder davon abhängigen Gesellschaft begeben sein. Die Sicherheiten müssen hoch 

liquide sein, zu einem transparenten Preis an einer Börse oder einem anderen geregelten, 

dem Publikum offenstehenden Markt gehandelt werden und mindestens börsentäglich be-

wertet werden. Die Fondsleitung bzw. deren Beauftragte müssen bei der Verwaltung der 

Sicherheiten die Pflichten und Anforderungen gemäss Art. 52 KKV-FINMA erfüllen. Insbe-

sondere müssen sie die Sicherheiten in Bezug auf Länder, Märkte und Emittenten ange-

messen diversifizieren, wobei eine angemessene Diversifikation der Emittenten als erreicht 

gilt, wenn die von einem einzelnen Emittenten gehaltenen Sicherheiten nicht mehr als 20% 

des Nettoinventarwerts entsprechen. Vorbehalten bleiben Ausnahmen für öffentlich garan-

tierte oder begebene Anlagen gemäss Art. 83 KKV. Weiter müssen die Fondsleitung bzw. 

deren Beauftragte die Verfügungsmacht und die Verfügungsbefugnis an den erhaltenen 

Sicherheiten bei Ausfall der Gegenpartei jederzeit und ohne Einbezug der Gegenpartei 

oder deren Zustimmung erlangen können. Die erhaltenen Sicherheiten sind bei der Depot-

bank zu verwahren. Die erhaltenen Sicherheiten können im Auftrag der Fondsleitung bei 

einer beaufsichtigten Drittverwahrstelle verwahrt werden, wenn das Eigentum an den Si-

cherheiten nicht übertragen wird und die Drittverwahrstelle von der Gegenpartei unabhän-

gig ist. 

 

10.  Bei der Einhaltung der gesetzlichen und vertraglichen Anlagebeschränkungen (Maximal- und Mi-

nimallimiten) sind die Derivate nach Massgabe der Kollektivanlagengesetzgebung zu berücksich-

tigen. 

 

11.  Die Derivate bilden Teil der Anlagestrategie und werden im Hinblick auf eine effiziente Verwaltung 

des Anteils der Teilvemögen, welcher nicht in Zielfonds investiert ist, nicht nur zur Absicherung 

von Anlagepositionen eingesetzt. Bezüglich des in Zielfonds investierten Teils der Teilvermögen, 

darf die Fondsleitung Derivate neben der Absicherung von Währungsrisiken auch zur Absiche-

rung von Markt-, Kredit und Zinsrisiken einsetzen, wenn diese in der der Lage ist, die Risiken 

eindeutig bestimmen und messen zu können. 

 

§ 14 Aufnahme und Gewährung von Krediten 

 

1. Die Fondsleitung darf für Rechnung der Teilvermögen keine Kredite gewähren. Die Effektenleihe 

gemäss § 11 gilt nicht als Kreditgewährung im Sinne dieses Paragraphen. 

 

2. Die Fondsleitung darf für jedes Teilvermögen für höchstens 10% seines Nettovermögens vo-

rübergehend Kredite aufnehmen. 
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§ 15  Belastung des Vermögens der Teilvermögen 

 

1. Die Fondsleitung darf zu Lasten eines Teilvermögens nicht mehr als 60% des Nettofondsvermö-

gens verpfänden oder zur Sicherung übereignen. 

 

2. Die Belastung des Vermögens der Teilvermögen mit Bürgschaften ist nicht gestattet.  

Ein engagementerhöhendes Kreditderivat gilt nicht als Bürgschaft im Sinne dieses Paragraphen. 

 

 

C. Anlagebeschränkungen  

 

§ 16 Risikoverteilung 

 

1. In die Risikoverteilungsvorschriften gemäss § 16 sind einzubeziehen: 

 

a) Anlagen gemäss § 8, mit Ausnahme der indexbasierten Derivate, sofern der Index hinrei-

chend diversifiziert ist und für den Markt, auf den er sich bezieht, repräsentativ ist und in 

angemessener Weise veröffentlicht wird; 

 

b) flüssige Mittel gemäss § 9; 

 

c) Forderungen gegen Gegenparteien aus OTC-Geschäften. 

 

Die Risikoverteilungsvorschriften gelten für jedes Teilvermögen einzeln. 

 

2. Gesellschaften, die auf Grund internationaler Rechnungslegungsvorschriften einen Konzern bil-

den, gelten als ein einziger Emittent. 

 

3. Die Fondsleitung darf einschliesslich der Derivate und strukturierten Produkte höchstens 20% des 

Vermögens eines Teilvermögens in Effekten und Geldmarktinstrumenten desselben Emittenten 

anlegen. Der Gesamtwert der Effekten und Geldmarktinstrumente der Emittenten, bei welchen 

mehr als 10% des Vermögens eines Teilvermögens angelegt sind, darf 60% des Vermögens des 

entsprechenden Teilvermögens nicht übersteigen. Vorbehalten bleiben die Bestimmungen von 

Ziff. 4, 5, 6, 14 und 15 unten. 

 

4. Die in Ziff. 3 oben erwähnte Grenze von 20% ist auf 30% angehoben, wenn es sich um direkte 

oder indirekte Anlagen gemäss § 8 Ziff. 3 lit. a von Gesellschaften handelt, deren prozentuale 

Gewichtung in einem führenden Sektor-, Regionen- oder Länderindex 7.50% übersteigt. Dabei 

darf der Anteil am Nettovermögen des Teilvermögens aller Aktien und anderen Wertpapiere des 

Emittenten dessen prozentuale Gewichtung im Referenzindex nicht um mehr als 50% über-

schreiten. Diese Ausnahme gilt nur für Teilvermögen, die hauptsächlich in der/dem Index zu-

grunde liegenden Sektor, Region bzw. Land investieren.  

 

5. Die in Ziff. 3 oben erwähnte Grenze von 20% ist auf 30% angehoben, wenn es sich um Anlagen 

gemäss § 8 Ziff. 3 litt. Ab, ae, af, bb, be und bf oben handelt. Der Anteil der Aktiven derjenigen 

Emittenten bzw. Schuldner, die jeweils mehr als 20% des Vermögens eines Teilvermögens aus-

machen, darf dabei insgesamt 80% des Vermögens des Teilvermögens nicht übersteigen. 
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6. Die Fondsleitung darf höchstens 25% des Vermögens eines Teilvermögens in Guthaben auf 

Sicht und auf Zeit bei derselben Bank anlegen. In diese Limite sind sowohl die flüssigen Mittel 

gemäss § 9 als auch die Anlagen in Bankguthaben gemäss § 8 einzubeziehen. 

 

7. Die Fondsleitung darf höchstens 5% des Vermögens eines Teilvermögens in OTC-Geschäften 

bei derselben Gegenpartei anlegen. Ist die Gegenpartei eine Bank, die ihren Sitz in der Schweiz 

oder in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, des Europäischen Wirtschaftsraums oder 

der OECD hat oder in einem anderen Staat, in welchem sie einer Aufsicht untersteht, die derje-

nigen in der Schweiz gleichwertig ist, so erhöht sich diese Limite auf 10% des Vermögens eines 

Teilvermögens. 

 

 Werden die Forderungen aus OTC-Geschäften durch Sicherheiten in Form von liquiden Aktiven 

gemäss Art. 50 bis 55 KKV-FINMA abgesichert, so werden diese Forderungen bei der Berech-

nung des Gegenparteirisikos nicht berücksichtigt. 

 

8. Anlagen, Guthaben und Forderungen gemäss den vorstehenden Ziff. 3 bis 7 desselben Emit-

tenten bzw. Schuldners dürfen insgesamt 30% des Vermögens eines Teilvermögens nicht über-

steigen. Vorbehalten bleiben die höheren Limiten gemäss Ziff. 14 und 15 unten. 

 

9. Anlagen gemäss der vorstehenden Ziff. 3 bis 8 derselben Unternehmensgruppe dürfen insge-

samt 30% des Vermögens eines Teilvermögens nicht übersteigen. Vorbehalten bleiben die hö-

heren Limiten gemäss Ziff. 13 und 14 unten. 

 

10. Die Fondsleitung darf keine Beteiligungsrechte erwerben, die mehr als 20% der Stimmrechte 

ausmachen oder die es erlauben, einen wesentlichen Einfluss auf die Geschäftsleitung eines 

Emittenten auszuüben. Vorbehalten bleiben die durch die Aufsichtsbehörde gewährten Ausnah-

men. 

 

11. Die Fondsleitung darf für das Vermögen eines Teilvermögens höchstens je 20% der ausgege-

benen stimmrechtslosen Beteiligungspapiere, Schuldverschreibungen und/oder Geldmarktin-

strumente desselben Emittenten sowie höchstens 30% der ausstehenden Anteile bzw. Aktien 

einer anderen kollektiven Kapitalanlage erwerben. 

 

 Diese Beschränkungen gelten nicht, wenn sich im Zeitpunkt des Erwerbs der Bruttobetrag der 

Schuldverschreibungen, der Geldmarktinstrumente oder der Anteile an anderen kollektiven Ka-

pitalanlagen nicht berechnen lässt. 

 

12. Die Beschränkungen der vorstehenden Ziff. 10 und 11 sind nicht anwendbar auf Effekten und 

Geldmarktinstrumente, die von einem Staat oder einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft aus 

der OECD oder von internationalen Organisationen öffentlich-rechtlichen Charakters, denen die 

Schweiz oder ein Mitgliedstaat der Europäischen Union angehören, begeben oder garantiert 

werden.  

 

13. Die in Ziff. 3 oben erwähnte Grenze von 20% ist auf 35% angehoben, wenn die Effekten oder 

Geldmarktinstrumente von einem OECD-Staat, einer öffentlichrechtlichen Körperschaft aus der 

OECD oder von internationalen Organisationen öffentlichrechtlichen Charakters, denen die 

Schweiz oder ein Mitgliedstaat der Europäischen Union angehören, begeben oder garantiert wer-

den.  

 

14. Die in Ziff. 3 oben erwähnte Grenze von 20% ist auf 100% angehoben, wenn die Effekten oder 

Geldmarktinstrumente von einem OECD-Staat oder einer öffentlichrechtlichen Körperschaft aus 
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der OECD oder von internationalen Organisationen öffentlichrechtlichen Charakters, denen die 

Schweiz oder ein Mitgliedstaat der Europäischen Union angehören, begeben oder garantiert wer-

den. In diesem Fall muss das entsprechende Teilvermögen Effekten oder Geldmarktinstrumente 

aus mindestens sechs verschiedenen Emissionen halten; höchstens 30% des Vermögens des 

entsprechenden Teilvermögens dürfen in Effekten oder Geldmarkinstrumenten derselben Emis-

sion angelegt werden. Die Einzellimiten von Ziff. 3 und 8 jedoch dürfen mit der vorliegenden Limite 

von 35% nicht kumuliert werden.  

 

15. Als Emittenten bzw. Garanten im Sinne von Ziff. 14 und 15 oben sind neben den OECD Mitglied-

staaten zugelassen: 

 -  Öffentliche Organisationen: Inter-American Development Bank (IADB), African Development 

Bank (AfDB), Central American Bank for Economic Integration, Banque de Développement des 

Etats de l’Afrique Centrale, Bank for International Settlements (BIS), Organization of the Black 

Sea Economic Cooperation, Caribbean Development Bank, European Bank for Reconstruction 

and Development (EBRD), European Central Bank, European Investment Bank (EIB), Food and 

Agriculture Organization (FAO), Inter-American Development Bank (IADB), International Bank for 

Construction and Development (IBRD), International Development Association (IDA), Interna-

tional Fund for Agricultural Development (IFAD), International Finance Corporation (IFC), Inter-

governmental Authority on Development (IGAD), International Labor Organization (ILO), Interna-

tional Monetary Fund (IMF), Multilateral Investment Guarantee Agency (MIGA), Nordic Invest-

ment Bank (NIB), Council of Europe (CE), European Union, EuroFima, Nordic Development Bank, 

Asian Development Bank. 

 - Mit staatlichen Bürgschaften: Kreditanstalt für Wiederaufbau (KFW), Deutsche Ausgleichsbank, 

Landwirtschaftliche Rentenbank, Treuhandanstalt, Autobahn Schnellstrassen Finanzierungs AG, 

Österreichische Kontrollbank, Development Bank of Japan, Trans-Tokyo Bay Highway, Japan 

Highway Public Corp, Japan Bank for International Cooperation, Japan Finance Corp. for Munic-

ipal Enterprise. 

 

16. Steht für die Verpflichtungen ein Emittent bzw. eine Gegenpartei wie ein Garant ein, kann bei 

besserem Rating auch auf den Garanten abgestellt werden. 

 

17. Sinkt das Rating einer Gegenpartei oder eines Garanten unter das geforderte Mindestrating, so 

sind die noch offenen Positionen unter Wahrung der Interessen der Anleger innerhalb einer an-

gemessenen Frist glattzustellen. 

 

 

IV. Berechnung der Nettoinventarwerte sowie Ausgabe und Rücknahme von Anteilen 

 

§ 17 Berechnung der Nettoinventarwerte und des modifizierten Nettoinventarwertes im Zusam-
menhang mit der Anwendung der „Swinging Single Pricing“ Methode bei der Ausgabe und 
Rücknahme von Anteilen 

 

1.  Der Nettoinventarwert jedes Teilvermögens und der Anteil am Vermögen der einzelnen Klassen 

(Quoten) wird zum Verkehrswert auf Ende des Rechnungsjahres sowie für jeden Tag, an dem 

Anteile ausgegeben oder zurückgenommen werden, in der Rechnungseinheit des entsprechen-

den Teilvermögens berechnet. Für Tage, an welchen die Börsen bzw. Märkte der Hauptanlage-

länder eines Teilvermögens geschlossen sind (z.B. Bank- oder Börsenfeiertage), findet keine Be-

rechnung des Vermögens des entsprechenden Teilvermögens statt.  
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2. An einer Börse oder an einem anderen geregelten, dem Publikum offen stehenden Markt gehan-

delte Anlagen sind mit den am Hauptmarkt bezahlten aktuellen Kursen zu bewerten. Andere An-

lagen oder Anlagen, für die keine aktuellen Kurse verfügbar sind, sind mit dem Preis zu bewerten, 

der bei sorgfältigem Verkauf im Zeitpunkt der Schätzung wahrscheinlich erzielt würde. Die Fonds-

leitung wendet in diesem Fall zur Ermittlung des Verkehrswertes angemessene und in der Praxis 

anerkannte Bewertungsmodelle und -grundsätze an. 

 

3.  Offene kollektive Kapitalanlagen werden mit ihrem Rücknahmepreis bzw. Nettoinventarwert be-

wertet. Werden sie regelmässig an einer Börse oder an einem anderen geregelten, dem Publikum 

offen stehenden Markt gehandelt, so kann die Fondsleitung diese gemäss Ziff. 2 bewerten.  

 

4. Der Wert von Geldmarktinstrumenten, welche nicht an einer Börse oder einem anderen geregel-

ten, dem Publikum offen stehenden Markt gehandelt werden, wird wie folgt bestimmt: Der Bewer-

tungspreis solcher Anlagen wird, ausgehend vom Nettoerwerbspreis, unter Konstanthaltung der 

daraus berechneten Anlagerendite, sukzessiv dem Rückzahlungspreis angeglichen. Bei wesent-

lichen Änderungen der Marktbedingungen wird die Bewertungsgrundlage der einzelnen Anlagen 

der neuen Marktrendite angepasst. Dabei wird bei fehlendem aktuellem Marktpreis in der Regel 

auf die Bewertung von Geldmarktinstrumenten mit gleichen Merkmalen (Qualität und Sitz des 

Emittenten, Ausgabewährung, Laufzeit) abgestellt.  

 

5. Bankguthaben werden mit ihrem Forderungsbetrag plus aufgelaufene Zinsen bewertet. Bei we-

sentlichen Änderungen der Marktbedingungen oder der Bonität wird die Bewertungsgrundlage 

für Bankguthaben auf Zeit den neuen Verhältnissen angepasst. 

 

6. Der Nettoinventarwert eines Anteils einer Klasse eines Teilvermögens ergibt sich aus der der 

betreffenden Anteilsklasse am Verkehrswert des Vermögens dieses Teilvermögens zukommen-

den Quote, vermindert um allfällige Verbindlichkeiten dieses Teilvermögens, die der betreffenden 

Anteilsklasse zugeteilt sind, dividiert durch die Anzahl der sich im Umlauf befindlichen Anteile der 

entsprechenden Klasse. Er wird auf 1/100 der Rechnungseinheit oder, falls abweichend, der Re-

ferenzwährung gerundet. 

 

7. Falls an einem Bewertungstag die Summe der Zeichnungen und Rücknahmen von Anteilen eines 

Teilvermögens zu einem Nettovermögenszufluss bzw. -abfluss führt, von mindestens oder mehr 

als 2% des Nettofondsvermögens des Teilvermögens, wird der Bewertungs-Nettoinventarwert 

des jeweiligen Teilvermögens erhöht bzw. reduziert (Swinging Single Pricing).  

Die Anpassung beläuft sich auf 0.25% des Helvetia I Europa Teilvermögens und auf 0.25% des 

Helvetia I Nordamerika Teilvermögens. Berücksichtigt werden die Nebenkosten (Geld/Brief-

Spannen, marktübliche Courtagen, Kommissionen, Steuern und Abgaben usw.) sowie die Kosten 

für die Überprüfung und die Aufrechterhaltung von Qualitätsstandards bei physischen Anlagen, 

die aus der Anlage des einbezahlten Betrages bzw. aus dem Verkauf eines dem gekündigten 

Anteil entsprechenden Teils der Anlagen erwachsen. Die Anpassung führt zu einer Erhöhung des 

Nettoinventarwertes, wenn die Nettobewegungen zu einem Anstieg der Anzahl Anteile des Teil-

vermögens führen. Die Anpassung resultiert in einer Verminderung des Nettoinventarwertes, 

wenn die Nettobewegungen einen Rückgang der Anzahl der Anteile des Teilvermögens bewir-

ken. Die Berücksichtigung dieser Nebenkosten entfällt, falls die Fondsleitung einer Ein- oder Aus-

zahlung in bar gemäss § 18 gestattet sowie beim Wechsel zwischen Anteilsklassen innerhalb des 

Anlagefonds. Der unter Anwendung des Swinging Single Pricing ermittelte Nettoinventarwert ist 

somit ein gemäss Satz 1 dieser Ziffer modifizierter Nettoinventarwert. 
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 Die Fondsleitung kann anstelle der oben erwähnten durchschnittlichen Nebenkosten bei der An-

passung auch die tatsächliche Höhe der Nebenkosten berücksichtigen, sofern dies unter Berück-

sichtigung der relevanten Umstände (z.B. Höhe des Betrags, allgemeine Marktsituation, spezifi-

sche Marktsituation für die betreffende Anlageklasse) im Ermessen der Fondsleitung angemes-

sen erscheint. Die Anpassung kann in einem solchen Fall höher oder tiefer als die durchschnittli-

chen Nebenkosten ausfallen. 

 

 In den in § 18 Ziff. 4 genannten sowie in sonstigen ausserordentlichen Fällen kann, sofern dies 

nach Ansicht der Fondsleitung im Interesse der Gesamtheit der Anleger geboten ist, zudem der 

Höchstwert von 2% des Nettoinventarwerts überschritten werden. Die Fondsleitung teilt den Ent-

scheid über die Überschreitung unverzüglich der Prüfgesellschaft, der Aufsichtsbehörde sowie in 

angemessener Weise den bestehenden und neuen Anlegern mit. 

 

8. Die Quoten am Verkehrswert des Nettovermögens eines Teilvermögens (Vermögen eines Teil-

vermögens abzüglich der Verbindlichkeiten), welche den jeweiligen Anteilsklassen zuzurechnen 

sind, werden erstmals bei der Erstausgabe mehrerer Anteilsklassen (wenn diese gleichzeitig er-

folgt) oder der Erstausgabe einer weiteren Anteilsklasse auf der Basis der dem entsprechenden 

Teilvermögen für jede Anteilsklasse zufliessenden Betreffnisse bestimmt. Die Quote wird bei fol-

genden Ereignissen jeweils neu berechnet: 

 

a) bei der Ausgabe und Rücknahme von Anteilen; 

 

b) auf den Stichtag von Ausschüttungen, sofern (i) solche Ausschüttungen nur auf einzelnen 

Anteilsklassen (Ausschüttungsklassen) anfallen oder sofern (ii) die Ausschüttungen der 

verschiedenen Anteilsklassen in Prozenten ihres jeweiligen Nettoinventarwertes unter-

schiedlich ausfallen oder sofern (iii) auf den Ausschüttungen der verschiedenen Anteils-

klassen in Prozenten der Ausschüttung unterschiedliche Kommissions- oder Kostenbelas-

tungen anfallen; 

 

c) bei der Inventarwertberechnung, im Rahmen der Zuweisung von Verbindlichkeiten (ein-

schliesslich der fälligen oder aufgelaufenen Kosten und Kommissionen) an die verschie-

denen Anteilsklassen, sofern die Verbindlichkeiten der verschiedenen Anteilsklassen in 

Prozenten ihres jeweiligen Nettoinventarwertes unterschiedlich ausfallen, namentlich, 

wenn (i) für die verschiedenen Anteilsklassen unterschiedliche Kommissionssätze zur An-

wendung gelangen oder wenn (ii) klassenspezifische Kostenbelastungen erfolgen; 

 

d) bei der Inventarwertberechnung, im Rahmen der Zuweisung von Erträgen oder Kapitaler-

trägen an die verschiedenen Anteilsklassen, sofern die Erträge oder Kapitalerträge aus 

Transaktionen anfallen, die nur im Interesse einer Anteilsklasse oder im Interesse mehrerer 

Anteilsklassen, nicht jedoch proportional zu deren Quote am Nettovermögen eines Teilver-

mögens, getätigt wurden.  

 

§ 18 Ausgabe und Rücknahme von Anteilen 

 

1. Zeichnungs- oder Rücknahmeanträge für Anteile werden am Auftragstag bis zu einem Stichzeit-

punkt entgegengenommen. Die massgeblichen Auftragstage und der Stichzeitpunkt sind für je-

des Teilvermögen im Besonderen Teil bestimmt. Der für die Ausgabe und Rücknahme massge-

bende Preis der Anteile wird frühestens an dem Auftragstag folgenden Bankwerktag (Bewer-

tungstag) ermittelt (Forward Pricing).  

 

2. Der Ausgabe- und Rücknahmepreis der Anteile basiert auf dem am Bewertungstag gestützt auf 
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die Schlusskurse des Vortages gemäss § 17 berechneten Nettoinventarwert je Anteil. Bei der 

Ausgabe und Rücknahme von Anteilen kann zum Nettoinventarwert eine Ausgabekommission 

gemäss § 19 zugeschlagen resp. eine Rücknahmekommission gemäss § 19 vom Nettoinventar-

wert abgezogen werden. 

 

 Die Nebenkosten für den An- und Verkauf der Anlagen (namentlich marktübliche Courtagen, 

Kommissionen, Steuern und Abgaben usw.), die einem Teilvermögen aus der Anlage des einbe-

zahlten Betrages bzw. aus dem Verkauf eines dem gekündigten Anteil entsprechenden Teils der 

Anlagen erwachsen, werden dem Vermögen des entsprechenden Teilvermögens belastet. 

 

3. Die Fondsleitung kann die Ausgabe der Anteile jederzeit einstellen sowie Anträge auf Zeichnung 

oder Umtausch von Anteilen zurückweisen. 

 

4. Die Fondsleitung kann im Interesse der Gesamtheit der Anleger die Rückzahlung der Anteile ei-

nes Teilvermögens vorübergehend und ausnahmsweise aufschieben, wenn: 

 

a) ein Markt, welcher Grundlage für die Bewertung eines wesentlichen Teils des entsprechen-

den Teilvermögens bildet, geschlossen ist oder wenn der Handel an einem solchen Markt 

beschränkt oder ausgesetzt ist;  

 

 b) ein politischer, wirtschaftlicher, militärischer, monetärer oder anderer Notfall vorliegt; 

 

 c) wegen Beschränkungen des Devisenverkehrs oder Beschränkungen sonstiger Übertra-

gungen von Vermögenswerten Geschäfte für das Teilvermögen undurchführbar werden; 

 

 d) zahlreiche Anteile eines Teilvermögens gekündigt werden und dadurch die Interessen der 

übrigen Anleger dieses Teilvermögens wesentlich beeinträchtigt werden können. 

 

5. Die Fondsleitung teilt den Entscheid über den Aufschub unverzüglich der Prüfgesellschaft, der 

Aufsichtsbehörde sowie in angemessener Weise den Anlegern mit. 

 

6. Solange die Rückzahlung der Anteile eines Teilvermögens aus den unter Ziff. 4 litt. a bis c ge-

nannten Gründen aufgeschoben ist, findet keine Ausgabe von Anteilen dieses Teilvermögens 

statt. 

 

7. Jeder Anleger kann beantragen, dass er im Falle einer Zeichnung anstelle einer Einzahlung in 

bar Anlagen an das Fondsvermögen leistet („Sacheinlage“ oder „contribution in kind“ genannt) 

bzw. dass ihm im Falle einer Kündigung anstelle einer Auszahlung in bar Anlagen übertragen 

werden („Sachauslage“ oder „redemption in kind“). Der Antrag ist zusammen mit der Zeichnung 

bzw. mit der Kündigung zu stellen. Die Fondsleitung ist nicht verpflichtet, Sachen- und Sachaus-

lagen zuzulassen. 

 Die Fondsleitung entscheidet allein über Sacheinlagen oder Sachauslagen und stimmt solchen 

Geschäften nur zu, sofern die Ausführung der Transaktionen vollumfänglich im Einklang mit der 

Anlagepolitik des Anlagefonds steht und die Interessen der übrigen Anleger dadurch nicht beein-

trächtigt werden. 

 Die im Zusammenhang mit einer Sacheinlage oder Sachauslage anfallenden Kosten dürfen nicht 

dem Fondsvermögen belastet werden. 

 Die Fondsleitung erstellt bei Sacheinlagen oder Sachauslagen einen Bericht, der Angaben zu den 

einzelnen übertragenen Anlagen, dem Kurswert dieser Anlagen am Stichtag der Übertragung, 

die Anzahl der als Gegenleistung ausgegebenen oder zurückgenommenen Anteile und einen 
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allfälligen Spitzenausgleich in bar enthält. Die Depotbank prüft bei jeder Sacheinlage oder Sach-

auslage die Einhaltung der Treuepflicht durch die Fondsleitung sowie die Bewertung der übertra-

genen Anlagen und der ausgegebenen bzw. zurückgenommenen Anteile, bezogen auf den mas-

sgeblichen Stichtag. Die Depotbank meldet Vorbehalte oder Beanstandungen unverzüglich der 

Prüfgesellschaft. 

 Sacheinlage- und Sachauslagetransaktionen sind im Jahresbericht zu nennen. 

 
 

V. Vergütungen und Nebenkosten 

 

§ 19 Vergütungen und Nebenkosten zulasten des Anlegers 

 

1. Bei der Ausgabe von Anteilen kann dem Anleger eine Ausgabekommission zugunsten der Fonds-

leitung, der Depotbank und/oder von Vertreibern im In- und Ausland von zusammen höchstens 

2% des Nettoinventarwertes belastet werden.  

 

2. Entstehen durch die Sacheinlagen oder -auslagen gemäss § 18 Ziff. 7 zusätzliche Kosten, sind 

diese dem Anleger zu belasten. 

 

3. Für die Auszahlung des Liquidationsbetreffnisses im Falle der Auflösung eines Teilvermögens 

berechnet die Fondsleitung dem Anteilsinhaber eine Kommission von höchstens 0.50% des Aus-

zahlungsbetrages. 

 

4. Erwirbt die Fondsleitung Anteile anderer kollektiver Kapitalanlagen, die unmittelbar oder mittelbar 

von ihr selbst oder von einer Gesellschaft verwaltet werden, mit der sie durch gemeinsame Ver-

waltung oder Beherrschung oder durch eine wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung ver-

bunden ist ("verbundene Zielfonds"), so darf sie allfällige Ausgabe- oder Rücknahmekommissio-

nen der verbundenen Zielfonds nicht dem Anlagefonds belasten. 

 

 

§ 20 Vergütungen und Nebenkosten zulasten der Teilvermögen 

 

1. Für die Leitung, die Vermögensverwaltung, die Vertriebstätigkeit in Bezug auf den Teilvermögen 

und die Entschädigung der Depotbank für die Aufbewahrung des Fondsvermögens, die Besor-

gung des Zahlungsverkehrs und der sonstigen in § 4 aufgeführten Aufgaben der Depotbank stellt 

die Fondsleitung zulasten der Teilvermögen eine Kommission auf dem Nettofondsvermögen der 

Teilvermögen in Rechnung, die pro rata temporis bei jeder Berechnung des Nettoinventarwertes 

den Teilvermögen belastet und jeweils monatlich erhoben wird und deren maximale Höhe für 

jedes Teilvermögen im Besonderen Teil genannt ist (Verwaltungskommission). Die Entschädi-

gung der Depotbank für deren in dieser Ziff. 1 genannte Leistungen obliegt der Fondsleitung. 

 

Neben der Verwaltungskommission kann der Besondere Teil für einzelne Teilvermögen auch 

eine gewinnabhängige Kommission (Performance Fee) zugunsten der Fondsleitung vorsehen. 

 

2. Fondsleitung und Depotbank haben ausserdem Anspruch auf Ersatz der folgenden Auslagen, die 

ihnen in Ausführung des Fondsvertrages entstanden sind: 

 

a) Kosten für den An- und Verkauf von Anlagen, namentlich marktübliche Courtagen, Kom-

missionen, Steuern und Abgaben, sowie Kosten für die Überprüfung und Aufrechterhaltung 

von Qualitätsstandards bei physischen Anlagen: 
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b) Abgaben der Aufsichtsbehörde für die Gründung, Änderung, Liquidation, Fusion oder Ver-

einigung des Anlagefonds; 

c) Jahresgebühr der Aufsichtsbehörde; 

d) Honorare der Prüfgesellschaft für die jährliche Revision sowie für Bescheinigungen im Rah-

men von Gründung, Änderungen, Liquidation, Fusion oder Vereinigungen des Anlagefonds; 

e) Honorare für Rechts- und Steuerberater im Zusammenhang mit Gründung, Änderungen, 

Liquidation, Fusion oder Vereinigung des Anlagefonds sowie der allgemeinen Wahrneh-

mung der Interessen des Anlagefonds und seiner Anleger; 

f) Kosten für die Publikation des Nettoinventarwertes des Anlagefonds sowie sämtliche Kos-

ten für Mitteilungen an die Anleger einschliesslich der Übersetzungskosten, welche nicht 

einem Fehlverhalten der Fondsleitung zuzuschreiben sind; 

g) Kosten für den Druck juristischer Dokumente sowie Jahres- und Halbjahresberichte des 

Anlagefonds; 

h) Kosten für eine allfällige Eintragung des Anlagefonds bei einer ausländischen Aufsichtsbe-

hörde, namentlich von der ausländischen Aufsichtsbehörde erhobene Kommissionen, 

Übersetzungskosten sowie die Entschädigung des Vertreters oder der Zahlstelle im Aus-

land; 

i) Kosten im Zusammenhang mit der Ausübung von Stimmrechten oder Gläubigerrechten 

durch den Anlagefonds, einschliesslich der Honorarkosten für externe Berater; 

j) Kosten und Honorare im Zusammenhang mit im Namen des Fonds eingetragenem geisti-

gen Eigentum oder mit Nutzungsrechten des Fonds; 

k) alle Kosten, die durch die Ergreifung ausserordentlicher Schritte zur Wahrung der Anleger-

interessen durch die Fondsleitung, den Vermögensverwalter kollektiver Kapitalanlagen o-

der die Depotbank verursacht werden. 

 

3. Die Kosten nach Ziff. 2 Bst. a werden direkt dem Einstandswert zugeschlagen- bzw. dem Ver-

kaufswert abgezogen. 

 

4. Die Fondsleitung und deren Beauftragte können gemäss den Bestimmungen im „Anhang – Er-

gänzende Angaben zum Fondsvertrag“ Retrozessionen zur Entschädigung der Vertriebstätigkeit 

von Fondsanteilen und Rabatte, um die auf den Anleger entfallenden, dem Fonds belasteten 

Gebühren und Kosten zu reduzieren, bezahlen. 

 

5. Die Verwaltungskommission der Zielfonds, in die investiert wird, darf unter Berücksichtigung von 

allfälligen Retrozessionen und Rabatten höchstens 2,5% p.a. betragen. Im Jahresbericht ist der 

maximale Satz der Verwaltungskommission der Zielfonds, in die investiert wird, unter Berücksich-

tigung von allfälligen Retrozessionen und Rabatten anzugeben.  

 

6. Die im Rahmen der im Besonderen Teil genannten Maximalkommissionen dieses § 20 ange-

wandten Sätze sind in den Jahresberichten ausgewiesen. 
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7. Bei Teilvermögen, die mehr als 49% ihres Vermögens indirekt über andere kollektive Kapitalan-

lagen anlegen dürfen, beträgt die effektive Verwaltungskommission (nach Abzug allfälliger Retro-

zessionen) der Zielfonds, in die investiert wird, höchstens 2% p.a. Der Besondere Teil kann für 

einzelne Teilvermögen einen tieferen Satz vorsehen. Im Jahresbericht ist bei diesen Teilvermö-

gen der maximale Satz der Verwaltungskommissionen der Zielfonds, in die investiert wird, anzu-

geben. 

 

8. Vergütungen dürfen nur demjenigen Teilvermögen belastet werden, dem eine bestimmte Leis-

tung zukommt. Kosten, die nicht eindeutig einem Teilvermögen zugeordnet werden können, wer-

den den einzelnen Teilvermögen im Verhältnis zum Fondsvermögen belastet. 

 

 

VI. Rechenschaftsablage und Prüfung 

 

§ 21 Rechenschaftsablage 

 

1. Die Rechnungseinheiten der einzelnen Teilvermögen und deren erster Rechnungsabschluss sind 

im Besonderen Teil genannt. 

 

2. Das Rechnungsjahr läuft jeweils vom 1. Januar bis zum 31. Dezember, erstmals vom Datum der 

Erstausgabe von Anteilen an. Der erste Rechnungsabschluss ist für jedes Teilvermögen im Be-

sonderen Teil genannt. 

 

3. Innerhalb von vier Monaten nach Abschluss des Rechnungsjahres veröffentlicht die Fondsleitung 

einen geprüften Jahresbericht des Umbrella-Fonds bzw. der Teilvermögen. 

 

4. Zusätzlich zum Jahresbericht informiert die Fondsleitung die Anleger über die Zusammensetzung 

und den Nettoinventarwert des Vermögens der Teilvermögen und über denjenigen jeder Anteils-

klasse. Diese Informationen erfolgen regelmässig in Absprache mit den einzelnen Anlegern per 

Brief, Fax oder elektronische Kommunikation. 

 

5. Das Auskunftsrecht des Anlegers gemäss § 5 Ziff. 6 bleibt vorbehalten. 

 

§ 22 Prüfung 

 

Die Prüfgesellschaft prüft, ob die Fondsleitung und die Depotbank die gesetzlichen und vertraglichen 

Vorschriften wie auch die allenfalls auf sie anwendbaren Standesregeln der Asset Management Associ-

ation Switzerland eingehalten haben. Ein Kurzbericht der Prüfgesellschaft zur publizierten Jahresrech-

nung erscheint im Jahresbericht. 

 

 

VII. Verwendung des Erfolges 

 

§ 23 

 

Der Besondere Teil des Fondsvertrages präzisiert für jede Anteilsklasse eines Teilvermögens, ob und 

in welchem Umfange Erträge und realisierte Kapitalgewinne ausgeschüttet werden. 

VIII. Publikation des Umbrella-Fonds bzw. der Teilvermögen 
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§ 24 

 

1. Publikationsorgan ist die im Anhang genannte elektronische Plattform. Der Wechsel des Publika-

tionsorgans ist im Publikationsorgan anzuzeigen. 

 

2. Im Publikationsorgan werden insbesondere Zusammenfassungen wesentlicher Änderungen des 

Fondsvertrages unter Hinweis auf die Stellen, bei denen die Änderungen im Wortlaut kostenlos 

bezogen werden können, der Wechsel der Fondsleitung und/oder der Depotbank, die Schaffung, 

Aufhebung oder Vereinigung von Anteilsklassen sowie die Auflösung einzelner Teilvermögen ver-

öffentlicht. Änderungen, die von Gesetzes wegen erforderlich sind, welche die Rechte der Anleger 

nicht berühren oder die ausschliesslich formeller Natur sind, können mit Zustimmung der Auf-

sichtsbehörde von der Publikationspflicht ausgenommen werden. 

 

3. Die aktuellen wie die während der letzten fünf Jahre angewandten Ausgabe- und Rücknahme-

preise der Anteile der Teilvermögen bzw. der Nettoinventarwert mit dem Hinweis "exklusiv Kom-

missionen" sind bei der Fondsleitung erhältlich. 

 

4. Der Fondsvertrag mit Anhang und die letzten Jahresberichte können bei der Fondsleitung, der 

Depotbank und bei allen Vertreibern unter Nachweis der Qualifikation gemäss § 5 Ziff. 1 kostenlos 

bezogen werden. 

 

 

IX. Umstrukturierung und Auflösung 

 

§ 25 Vereinigung 

 

1. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank einzelne Teilvermögen mit anderen Teil-

vermögen oder mit anderen Anlagefonds vereinigen, indem sie auf den Zeitpunkt der Vereinigung 

die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten des bzw. der zu übertragenden Teilvermögen bzw. 

Anlagefonds auf das übernehmende Teilvermögen bzw. den übernehmenden Anlagefonds über-

trägt. Die Anleger des übertragenden Teilvermögens bzw. Anlagefonds erhalten Anteile am über-

nehmenden Teilvermögen bzw. Anlagefonds in entsprechender Höhe. Auf den Zeitpunkt der Ver-

einigung wird das übertragende Teilvermögen bzw. der übertragende Anlagefonds ohne Liquida-

tion aufgelöst und der Fondsvertrag des übernehmenden Teilvermögens bzw. Anlagefonds gilt 

auch für das übertragende Teilvermögen bzw. den übertragenden Anlagefonds. 

 

2. Teilvermögen bzw. Anlagefonds können nur vereinigt werden, sofern: 

 

a) die entsprechenden Fondsverträge dies vorsehen; 

 

b) sie von der gleichen Fondsleitung verwaltet werden; 

 

c) die entsprechenden Fondsverträge bezüglich folgender Bestimmungen grundsätzlich 

übereinstimmen: 

- die Anlagepolitik, die Risikoverteilung sowie die mit der Anlage verbundenen Risiken 

- die Verwendung des Nettoertrages und der Kapitalgewinne aus der Veräusserung von 

Sachen und Rechten; 

- die Art, die Höhe und die Berechnung aller Vergütungen, die Ausgabe- und Rücknah-

mekommissionen sowie die Nebenkosten für den An- und Verkauf von Anlagen (Cour-

tagen, Gebühren, Abgaben), die dem Fondsvermögen bzw. dem Vermögen des Teil-

vermögens oder den Anlegern belastet werden dürfen; 
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- die Rücknahmebedingungen; 

- die Laufzeit des Vertrages und die Voraussetzungen der Auflösung; 

- der Teilnehmerkreis; 

 

d) am gleichen Tag die Vermögen der beteiligten Teilvermögen bzw. Anlagefonds bewertet, 

das Umtauschverhältnis berechnet und die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten über-

nommen werden; 

 

e) weder den Teilvermögen bzw. Anlagefonds noch den Anlegern daraus Kosten erwachsen. 

 Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des § 20 Ziff. 2 litt. a. 

 

3. Wenn die Vereinigung voraussichtlich mehr als einen Tag in Anspruch nimmt, kann die Aufsichts-

behörde einen befristeten Aufschub der Rückzahlung der Anteile der beteiligten Teilvermögen 

bzw. Anlagefonds bewilligen. 

 

4. Die Fondsleitung legt mindestens einen Monat vor der geplanten Publikation die beabsichtigten 

Fondsvertragsänderungen sowie die beabsichtigte Vereinigung zusammen mit dem Vereini-

gungsplan der Aufsichtsbehörde zur Überprüfung vor. Der Vereinigungsplan enthält ausführliche 

Angaben zu den Gründen der Vereinigung, zur Anlagepolitik der beteiligten Teilvermögen bzw. 

Anlagefonds und den allfälligen Unterschieden zwischen dem übernehmenden und dem übertra-

genden Teilvermögen bzw. Anlagefonds, zur Berechnung des Umtauschverhältnisses, zu allfäl-

ligen Unterschieden in den Vergütungen, zu allfälligen Steuerfolgen für die Teilvermögen bzw. 

Anlagefonds sowie die Stellungnahme der zuständigen kollektivanlagerechtlichen Prüfgesell-

schaften. 

 

5. Die Fondsleitung macht die beabsichtigten Änderungen des Fondsvertrages nach §27 Ziff. 2 so-

wie die beabsichtigte Vereinigung und deren Zeitpunkt zusammen mit dem Vereinigungsplan 

mindestens zwei Monate vor dem von ihr festgelegten Stichtag durch einmalige Publikation im 

Publikationsorgan der beteiligten Teilvermögen bzw. Anlagefonds bekannt. Dabei weist sie die 

Anleger darauf hin, dass diese bei der Aufsichtsbehörde innert 30 Tagen seit der Publikation bzw. 

Mitteilung Einwendungen gegen die beabsichtigten Änderungen des Fondsvertrages erheben o-

der die Rückzahlung ihrer Anteile verlangen können. 

 

6. Die Prüfgesellschaft überprüft unmittelbar die ordnungsgemässe Durchführung der Vereinigung 

und äussert sich dazu in einem Bericht zuhanden der Fondsleitung und der Aufsichtsbehörde. 

 

7. Die Fondsleitung meldet der Aufsichtsbehörde den Abschluss der Vereinigung und macht den 

Anlegern ohne Verzug Publikation vom Vollzug, der Vereinigung, die Bestätigung der Prüfgesell-

schaft zur ordnungsgemässen Durchführung sowie Umtauschverhältnis ohne Verzug durch Pub-

likation im Publikationsorgan der beteiligten Teilvermögen bzw. Anlagefonds. 

 

8. Die Fondsleitung erwähnt die Vereinigung im nächsten Jahresbericht des übernehmenden Teil-

vermögens bzw. Anlagefonds. Für das übertragende Teilvermögen bzw. den übertragenden An-

lagefonds ist ein geprüfter Abschlussbericht zu erstellen, falls die Vereinigung nicht auf den or-

dentlichen Jahresabschluss fällt. 
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§ 26 Umwandlung in eine andere Rechtsform 

 

1. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank Anlagefonds in Teilvermögen einer SICAV 

nach schweizerischem Recht umwandeln, wobei die Aktiven und Passiven des/der umgewandel-

ten Anlagefonds zum Zeitpunkt der Umwandlung auf das Anleger-Teilvermögen einer SICAV 

übertragen werden. Die Anleger des umgewandelten Anlagefonds erhalten Anteile des Anleger-

Teilvermögens der SICAV mit einem entsprechenden Wert. Am Tag der Umwandlung wird der 

umgewandelte Anlagefonds ohne Liquidation aufgelöst, und das Anlagereglement der SICAV gilt 

für die Anleger des umgewandelten Anlagefonds, die Anleger des Anleger- Teilvermögens der 

SICAV werden 

 

2. Der Anlagefonds darf nur in ein Teilvermögen einer SICAV umgewandelt werden, wenn: 

a. Der Fondsvertrag dies vorsieht und das Anlagereglement der SICAV dies ausdrücklich fest-

hält; 

b. Der Anlagefonds und das Teilvermögen von der gleichen Fondsleitung verwaltet werden; 

c. Der Fondsvertrag und das Anlagereglement der SICAV bezüglich folgender Bestimmun-gen 

grundsätzlich übereinstimmen: 

- die Anlagepolitik (einschliessßlich Liquidität), die Anlagetechniken (Wertpapierleihe, Pensi-

onsgeschäfte und umgekehrte Pensionsgeschäfte, Finanzderivate), Kredit-aufnahme und -

vergabe, Verpfändung von Vermögenswerten der gemeinsamen Anlage, Risikoverteilung und 

Anlagerisiken, die Art der kollektiven Kapital-anlagegemeinsamen Anlage, der Anlegerkreis, 

die Anteils-/Aktienklassen und die Berechnung des Nettoinventarwerts 

-  die Verwendung von Nettoerlösen und Veräusserungsgewinnen aus der Veräusserung von 

Gegenständen und Rechten 

-  die Verwendung des Ergebnisses und die Berichterstattung, 

- Art, Höhe und Berechnung aller Vergütungen, Ausgabe- und Rücknahmeabschläge sowie 

Nebenkosten für den Erwerb und die Veräusserung von Anlagen (Maklergebühren, Abgaben, 

Steuern), die dem Fondsvermögen oder der SICAV, den Anlegern oder den Aktionären belas-

tet werden können, vorbehaltlich rechtsformspezifischer Nebenkosten der SICAV 

- die Bedingungen für Ausgabe und Rücknahme, 

- die Laufzeit des Vertrags oder der SICAV, 

- das Publikationsorgan. 

d. Die Bewertung der Vermögenswerte der beteiligten kollektiven Kapitalanlagen, die Be- rech-

nung des Umtauschverhältnisses und die Übertragung der Vermögenswerte und Verbindlich-

keiten erfolgen am selben Tag; 

e. Dem Anlagefonds oder der SICAV bzw. den Anlegern oder Aktionären entstehen keine Kos-

ten 

 

3. Die FINMA kann die Aussetzung der Rücknahme für einen bestimmten Zeitraum genehmigen, 

wenn absehbar ist, dass die Umwandlung mehr als einen Tag dauern wird. 

 

4. Die Fondsleitung hat der FINMA vor der geplanten Veröffentlichung die geplanten Änderungen 

des Fondsvertrages und die geplante Umwandlung zusammen mit dem Umwandlungsplan zur 

Prüfung vorzulegen. Der Umwandlungsplan enthält Angaben zu den Gründen für die Umwand-

lung, zur Anlagepolitik der betroffenen kollektiven Kapitalanlagen und zu allfälligen Unterschieden 

zwischen dem umgewandelten Anlagefonds und dem Teilvermögen der SICAV, zur Berechnung 

des Umtauschverhältnisses, zu allfälligen Unterschieden in der Vergütung, zu allfälligen steuerli-

chen Folgen für die kollektiven Kapitalanlagen sowie die Stellungnahme der Revisionsstelle des 

Anlagefonds. 
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5. Die Fondsleitung veröffentlicht nach der grundsätzlichen Genehmigung durch die FINMA allfällige 

Änderungen des Fondsvertrages nach § 23 Ziff. 2 sowie die geplante Umwandlung und den vor-

gesehenen Zeitpunkt in Verbindung mit dem Umwandlungsplan mindestens zwei Monate vor 

dem von ihr in der Publikation des umgewandelten Anlagefonds festgelegten Zeitpunkt. Dabei 

weist sie die Anleger darauf hin, dass diese bei der Aufsichtsbehörde innert 30 Tagen nach der 

Publikation bzw. Mitteilung Einwendungen gegen die beabsichtigten Änderungen des Fondsver-

trages erheben oder die Rückzahlung ihrer Anteile verlangen können. 

 

6. Die Prüfgesellschaft des Anlagefonds bzw. der SICAV (falls abweichend) prüft unverzüglich die 

ordnungsgemässe Durchführung der Umwandlung und erstattet der Fondsleitung, der SICAV und 

der FINMA darüber Bericht. 

 

7. Die Fondsleitung meldet der FINMA unverzüglich den Abschluss der Umwandlung und leitet der 

FINMA, die Bestätigung der Prüfgesellschaft über die ordnungsgemässe Durchführung des Ge-

schäfts und den Umwandlungsbericht im Publikationsorgan der beteiligten Anlagefonds weiter. 

 

8. Die Fondsleitung oder die SICAV erwähnt die Umwandlung im nächsten Jahresbericht des An-

lagefonds bzw. der SICAV und in einem allfällig früher veröffentlichten Halbjahresbericht 

 

§ 27 Laufzeit der Teilvermögen und Auflösung  

 

1. Die Teilvermögen bestehen auf unbestimmte Zeit. 

 

2.  Die Fondsleitung oder die Depotbank können die Auflösung einzelner Teilvermögen durch Kün-

digung des Fondsvertrages ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist herbeiführen. 

 

3. Die einzelnen Teilvermögen können durch Verfügung der Aufsichtsbehörde aufgelöst werden, 

insbesondere wenn ein Teilvermögen spätestens ein Jahr nach Ablauf der Zeichnungsfrist (Lan-

cierung) oder einer längeren, durch die Aufsichtsbehörde auf Antrag der Depotbank und der 

Fondsleitung erstreckten Frist nicht über ein Nettovermögen von mindestens 5 Millionen Schwei-

zer Franken (oder Gegenwert) verfügt. 

 

4. Die Fondsleitung gibt der Aufsichtsbehörde die Auflösung unverzüglich bekannt und teilt sie den 

Anlegern durch Publikation im Publikationsorgan gemäss § 24 mit. 

 

5.  Nach erfolgter Kündigung des Fondsvertrages darf die Fondsleitung die betroffenen Teilvermö-

gen unverzüglich liquidieren. Hat die Aufsichtsbehörde die Auflösung eines Teilvermögens ver-

fügt, so muss dieses unverzüglich liquidiert werden. Die Auszahlung des Liquidationserlöses an 

die Anleger ist der Depotbank übertragen. Sollte die Liquidation längere Zeit beanspruchen, kann 

der Erlös in Teilbeträgen ausbezahlt werden. Vor der Schlusszahlung muss die Fondsleitung die 

Bewilligung der Aufsichtsbehörde einholen. 

 
 

X. Änderung des Fondsvertrages 

 

§ 28 

 

Soll der vorliegende Fondsvertrag geändert werden oder besteht die Absicht, Anteilsklassen zu verei-

nigen oder die Fondsleitung oder die Depotbank zu wechseln, so hat der Anleger die Möglichkeit, bei 

der Aufsichtsbehörde innert 30 Tagen seit der entsprechenden Publikation gemäss § 24 Einwendungen 
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zu erheben. In der Publikation informiert die Fondsleitung die Anleger darüber, auf welche Fondsver-

tragsänderungen sich die Prüfung und die Feststellung der Gesetzeskonformität durch die FINMA er-

strecken. Bei einer Änderung des Fondsvertrages (inkl. Vereinigung von Anteilsklassen) können die 

Anleger überdies unter Beachtung der vertraglichen Frist die Auszahlung ihrer Anteile in bar verlangen. 

Vorbehalten bleiben die Fälle gemäss § 24 Ziff. 2, welche mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde von 

der Publikationspflicht ausgenommen sind. 

 
 

XI. Anwendbares Recht und Gerichtsstand 

 

§ 29 

 

1. Der Umbrella-Fonds und die einzelnen Teilvermögen unterstehen schweizerischem Recht, ins-

besondere dem Bundesgesetz über die kollektiven Kapitalanlagen vom 23. Juni 2006, der Ver-

ordnung über die kollektiven Kapitalanlagen vom 22. November 2006 sowie der Verordnung der 

FINMA über die kollektiven Kapitalanlagen vom 27. August 2014. 

 

Der Gerichtsstand ist der Sitz der Fondsleitung. 

 

2. Für die Auslegung des Fondsvertrages ist dessen deutsche Fassung massgebend. 

 

3. Der vorliegende Fondsvertrag tritt am 16. Oktober 2023 in Kraft. 

 

4. Der vorliegende Fondsvertrag ersetzt den Fondsvertrag vom 30. August 2022. 

 

5. Bei der Genehmigung des Fondsvertrags prüft die FINMA ausschliesslich die Bestimmungen 

 nach Art. 35a Abs. 1 Bst. a–g KKV und stellt deren Gesetzeskonformität fest. 

 

 

 

 

Die Fondsleitung:  

 

 

 

 

 

Die Depotbank:  
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Besonderer Teil A 

 

§ 29A Bezeichnung des Teilvermögens 

 

Als Teil des Anlagefonds "Helvetia I Fonds" besteht ein Teilvermögen mit der Bezeichnung "Helvetia I 

Europa" ("das Teilvermögen"). 

 

§ 30A Anteilsklassen 

 

Das Teilvermögen verfügt zur Zeit über drei Anteilsklassen, die "IA" Klasse, die "IB" Klasse und die "IV" 

Klasse, deren Referenzwährung der Euro (EUR, €) ist. 

Die IA und die IB Anteilsklassen unterscheiden sich in ihren Ausschüttungen. Bei der IA Klasse wird 

stets der gesamte Nettoertrag ausgeschüttet. Bei der IB Klasse können bis zu 30% des Nettoertrages 

auf neue Rechnung vorgetragen werden. Die IV Anteilsklasse unterscheidet sich von den anderen zwei 

Klassen durch den Kreis der Anleger. Diese Klasse steht ausschliesslich schweizerischen Vorsorgeein-

richtungen zur Verfügung.  

Die Fondsleitung behält sich nach Massgabe der Bestimmungen von § 6 Ziff. 1 das Recht vor, weitere 

Anteilsklassen aufzulegen, die sich namentlich in ihrer Kommissionshöhe und Mindestzeichnung unter-

scheiden können.  

 

§ 31A Anlageziel und Anlagepolitik 

 

1. Das Anlageziel dieses Teilvermögens besteht hauptsächlich darin, Kapitalgewinne und angemes-

sene Erträge mittels Anlagen in den europäischen Aktienmärkten zu erzielen.  

 

2. Hauptanlagen: Das Gesamtvermögen dieses Teilvermögens wird zu mindestens zwei Dritteln in 

direkte und indirekte Anlagen in Beteiligungswertpapiere und -wertrechte im Sinne von § 8 Ziff. 3 

lit. a von Gesellschaften angelegt, die ihren Sitz in einem europäischen Land haben, oder die 

ihren Sitz in einem anderen Staat haben, jedoch ihre Geschäftstätigkeit überwiegend in Europa 

ausüben oder die als Holdinggesellschaften überwiegend Beteiligungen an Gesellschaften mit 

Sitz in Europa halten. 

 

3. Bis höchstens ein Drittel des Gesamtvermögens dieses Teilvermögens kann in folgende Neben-

anlagen investiert werden:  

 

a) Direkte oder indirekte Anlagen in Beteiligungswertpapiere und -wertrechte im Sinne von § 

8 Ziff. 3 lit. a, ohne die Voraussetzungen von Ziff. 2 oben zu erfüllen; 

 

b) Direkte oder indirekte Anlagen in Forderungswertpapiere und -wertrechte im Sinne von § 

8 Ziff. 3 lit. b, die auf eine frei konvertierbare Währung lauten, namentlich in Options- und 

Wandelanleihen von Gesellschaften gemäss Ziff. 2 oben; 

 

c) Kurzfristige liquide Anlagen gemäss § 8 Ziff. 2 lit. e und f. 

 

4. Der Anteil der indirekten Anlagen über andere Anlagen bzw. andere Organismen für gemeinsame 

Anlagen mit ähnlicher Funktion ist auf 49% des Gesamtvermögens des Teilvermögens be-

schränkt. Nicht berücksichtigt werden dabei geschlossene kollektive Kapitalanlagen, die an einer 

Börse kotiert sind oder an einem anderen geregelten Markt gehandelt werden. 
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§ 32A  Rechnungseinheit 

 

Die Rechnungseinheit des Helvetia I Europa ist der Euro (EUR, €). 

 

§ 33B Auftragstage 

 

Auftragstag gemäss § 18 ist jeder Tag, der in Frankfurt und in Paris Bankwerktag ist, mit der Ausnahme 

von jedem Feiertag in der Schweiz (Ostern, Pfingsten, Weihnachten, Neujahr, ebenfalls der 24. und 31. 

Dezember und Nationalfeiertag, usw.).  

 

§ 34A Stichtag, Bewertung, Valuta 

 

Stichzeitpunkt für den Eingang von Ausgabeanträgen und Rücknahmeaufträgen an einem Auftragstag 

(T) ist 15.45 Uhr (CET). Bewertungstag ist gemäss § 18 Ziff. 1 der darauf folgende Bankwerktag in 

Zürich. Die Bewertung erfolgt an einem Bewertungstag aufgrund der Schlusskurse des Auftragstages. 

Die Ausgabe bzw. Rückzahlung erfolgt jeweils innerhalb von zwei Bankarbeitstagen nach dem mass-

gebenden Bewertungstag.  

 

§ 35A Verwaltungs- und Depotbankkommission, Performance Fee, Rücknahmekommission 

 

Die Verwaltungskommission der Fondsleitung gemäss § 20 Ziff. 1 lit. a beträgt maximal 1% p.a. des 

Nettoinventarwerts des Vermögens dieses Teilvermögens. Der im Rahmen dieser Maximalkommissio-

nen jeweils angewandte Satz ist im Jahresbericht ausgewiesen. 

 

Eine erfolgsabhängige Kommission ("Performance Fee") wird nicht erhoben. 

 

§ 36A Ausschüttungen 

 

IA und IV Klasse: Der vollständige Nettoertrag wird jährlich spätestens Ende April in dessen Rechnungs-

einheit an die Anleger ausgeschüttet ("Ausschüttungsklassen"). Realisierte Kapitalgewinne aus der Ver-

äusserung von Sachen und Rechten können im Ermessen der Fondsleitung ganz oder teilweise aus-

geschüttet oder zur Wiederanlage zurückbehalten werden. 

 

IB Klasse: Der Nettoertrag wird jährlich spätestens Ende April in dessen Rechnungseinheit an die An-

leger ausgeschüttet. Dabei können bis zu 30% des Nettoertrages auf neue Rechnung vorgetragen wer-

den. Die Fondsleitung kann auf eine Ausschüttung verzichten, wenn der verfügbare Gesamtertrag we-

niger als eine Einheit der Rechnungseinheit einer Klasse beträgt. Realisierte Kapitalgewinne aus der 

Veräusserung von Sachen und Rechten können im Ermessen der Fondsleitung ganz oder teilweise 

ausgeschüttet oder zur Wiederanlage zurückbehalten. 

 

§ 37A Genehmigung 

 

Der vorliegende Besondere Teil B bildet Teil des durch die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht 

FINMA erstmals am 21. April 2006 genehmigten Fondsvertrages, der den Allgemeinen Teil und den 

Besonderen Teil B umfasst. 
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Besonderer Teil B 

 

§ 29B Bezeichnung des Teilvermögens 

 

Als Teil des Anlagefonds "Helvetia I Fonds" besteht ein Teilvermögen mit der Bezeichnung "Helvetia I 

Nordamerika" ("das Teilvermögen"). 

 

§ 30B Anteilsklassen 

 

Das Teilvermögen verfügt zur Zeit über drei Anteilsklassen, die "IA" Klasse und die "IB" Klasse und die 

"IV" Klasse, deren Referenzwährung der US Dollar (USD, $) ist. 

Die beiden Anteilsklassen unterscheiden sich in ihren Ausschüttungen. Bei der IA Klasse wird stets der 

gesamte Nettoertrag ausgeschüttet. Bei der IB Klasse können bis zu 30% des Nettoertrages auf neue 

Rechnung vorgetragen werden. Die IV Anteilsklasse unterscheidet sich von den anderen zwei Klassen 

durch den Kreis der Anleger. Diese Klasse steht ausschliesslich schweizerischen Vorsorgeeinrichtun-

gen zur Verfügung.  

 

Die Fondsleitung behält sich nach Massgabe der Bestimmungen von § 6 Ziff. 1 das Recht vor, weitere 

Anteilsklassen aufzulegen, die sich namentlich in ihrer Kommissionshöhe und Mindestzeichnung unter-

scheiden können.  

 

§ 31B Anlageziel und Anlagepolitik 

 

1. Das Anlageziel dieses Teilvermögens besteht hauptsächlich darin, Kapitalgewinne und angemes-

sene Erträge mittels Anlagen in den nordamerikanischen Aktienmärkten zu erzielen.  

 

2. Hauptanlagen: Das Vermögen dieses Teilvermögens wird zu mindestens zwei Dritteln in direkte 

und indirekte Anlagen in Beteiligungswertpapiere und -wertrechte im Sinne von § 8 Ziff. 3 lit. a 

von Gesellschaften angelegt, die ihren Sitz in den USA oder Kanada haben, oder die ihren Sitz 

in einem anderen Staat haben, jedoch ihre Geschäftstätigkeit überwiegend in den USA oder Ka-

nada ausüben oder die als Holdinggesellschaften überwiegend Beteiligungen an Gesellschaften 

mit Sitz in den USA oder Kanada halten. 

 

3. Bis höchstens ein Drittel des Vermögens dieses Teilvermögens kann in folgende Nebenanlagen 

investiert werden:  

 

a) Direkte oder indirekte Anlagen in Beteiligungswertpapiere und -wertrechte im Sinne von § 

8 Ziff. 3 lit. a, ohne die Voraussetzungen von Ziff. 2 oben zu erfüllen, einschliesslich Aktien 

von Gesellschaften mit Sitz in Mexiko; 

 

b) Direkte oder indirekte Anlagen in Forderungswertpapiere und -wertrechte im Sinne von § 

8 Ziff. 3 lit. b, die auf eine frei konvertierbare Währung lauten, namentlich in Options- und 

Wandelanleihen von Gesellschaften gemäss Ziff. 2 oben; 

 

c) Kurzfristige liquide Anlagen gemäss § 8 Ziff. 2 lit. e und f. 

 

4.  Der Anteil der indirekten Anlagen über Zielfonds ist auf 49% des Gesamtvermögens des Teilver-

mögens beschränkt. Nicht berücksichtigt werden dabei geschlossene kollektive Kapitalanlagen, 

die an einer Börse kotiert sind oder an einem anderen geregelten Markt gehandelt werden. 
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§ 32B Rechnungseinheit 

 

Die Rechnungseinheit des Teilvermögens ist der US Dollar (USD, $). 

 

§ 33B Auftragstage 

 

Auftragstag gemäss § 18 ist jeder Tag, der in New York Bankwerktag ist, mit der Ausnahme von jedem 

Feiertag in der Schweiz (Ostern, Pfingsten, Weihnachten, Neujahr, ebenfalls der 24. und 31. Dezember 

und Nationalfeiertag, usw.).  

 

§ 34B Stichtag, Bewertung, Valuta 

 

Stichzeitpunkt für den Eingang von Ausgabeanträgen und Rücknahmeaufträgen an einem Auftragstag 

(T) ist 15.45 Uhr (CET). Bewertungstag ist gemäss § 18 Ziff. 1 der darauf folgende Bankwerktag in 

Zürich. Die Bewertung erfolgt an einem Bewertungstag aufgrund der Schlusskurse des Auftragstages. 

Die Ausgabe bzw. Rückzahlung erfolgt jeweils innerhalb von zwei Bankarbeitstagen nach dem mass-

gebenden Bewertungstag. 

 

§ 35B Verwaltungs- und Depotbankkommission, Performance Fee, Rücknahmekommission 

 

Die Verwaltungskommission der Fondsleitung gemäss § 20 Ziff. 1 lit. a beträgt maximal 1% p.a. des 

Inventarwerts des Vermögens dieses Teilvermögens. Der im Rahmen dieser Maximalkommission je-

weils angewandte Satz ist im Jahresbericht ausgewiesen. 

 

Eine erfolgsabhängige Kommission ("Performance Fee") wird nicht erhoben. 

 

§ 36B Ausschüttungen 

 

IA und IV Klasse: Der vollständige Nettoertrag wird jährlich spätestens Ende April in dessen Rechnungs-

einheit an die Anleger ausgeschüttet ("Ausschüttungsklassen"). Realisierte Kapitalgewinne aus der Ver-

äusserung von Sachen und Rechten können im Ermessen der Fondsleitung ganz oder teilweise aus-

geschüttet oder zur Wiederanlage zurückbehalten werden. 

 

IB Klasse: Der Nettoertrag wird jährlich spätestens Ende April in dessen Rechnungseinheit an die An-

leger ausgeschüttet. Dabei können bis zu 30% des Nettoertrages auf neue Rechnung vorgetragen wer-

den. Die Fondsleitung kann auf eine Ausschüttung verzichten, wenn der verfügbare Gesamtertrag we-

niger als eine Einheit der Rechnungseinheit einer Klasse beträgt. Realisierte Kapitalgewinne aus der 

Veräusserung von Sachen und Rechten können im Ermessen der Fondsleitung ganz oder teilweise 

ausgeschüttet oder zur Wiederanlage zurückbehalten. 

 

§ 37B Genehmigung 

 

Der vorliegende Besondere Teil C bildet Teil des durch die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht 

FINMA erstmals am 21. April 2006 genehmigten Fondsvertrages, der den Allgemeinen Teil und den 

Besonderen Teil C umfasst. 
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ANHANG 

 

Ergänzende Angaben zum Fondsvertrag 

des 

 

Helvetia I Fonds 

 

Umbrella-Fonds schweizerischen Rechts 

der Art "Übrige Fonds für traditionelle Anlagen" 

  

für 

qualifizierte Anleger 

 

zur Zeit mit den Teilvermögen 

 

Helvetia I Europa 

Helvetia I Nordamerika 

 

 

Oktober 2023 

 

 

I. Informationen über die Fondsleitung 

 

Die Fondsleitung ist die CACEIS (Swtzerland) SA. Seit die Gründung im Jahre als Aktiengesell-

schaft ist die Fondsleitung mit Sitz in Nyon/Vaud verantwortlichim Fondsgeschäft tätig.  

 

Weiter erbringt die Fondsleitung per 1. Januar 2023 insbesondere die folgenden Dienstleistungen: 

Gründung, Leitung und Verwaltung von Fonds schweizerischen Rechts, Vertretung ausländischer 

Anlagefonds in der Schweiz, Erbringung von Dienstleistungen im administrativen Bereich für kol-

lektive Kapitalanlagen und ähnliche Vermögen sowie Übernahme der Funktion des Vertreibers.  

 

Das vollständig einbezahlte Aktienkapital der Fondsleitung beläuft sich seit dem 12. Dezember 

2006 auf CHF 5 Mio, eingeteilt in 5’000 Namenaktien zu je CHF 1'000.-. 

 

Die Fondsleitung verwaltet in der Schweiz insgesamt 45 Teilvermögen von kollektiven Kapitalan-

lagen, wobei sich die Gesamtsumme des verwalteten Vermögens am 30. September 2023 auf 

CHF 6.3 Mrd. belief. 

 

II. Delegation der Anlageentscheide 

 

 Die Verwaltung der zur Zeit ausgegebenen Teilvermögen des Helvetia I Fonds ist an die Helvetia 

Schweizerische Versicherungsgesellschaft AG, St. Gallen delegiert. Die Helvetia Schweizerische 

Versicherungsgesellschaft AG weist sich aus durch ihre langjährige Erfahrung in Vermögensver-

waltung auf institutioneller Basis (FINMA reguliertes Versicherungsunternehmen). Die genaue 

Ausführung des Auftrages regelt ein zwischen der CACEIS (Switzerland) SA und der Helvetia 

Schweizerische Versicherungsgesellschaft AG abgeschlossenen Kooperations und Vermögens-

verwaltungsverträge. 
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III. Informationen über die Depotbank 

 

Die Depotbank ist die CACEIS Bank, Montrouge, succursale de Nyon/Suisse, Route de Signy 35, 

CH-1260 Nyon. Die Haupttätigkeiten der Bank liegen im Betrieb einer Bank, vornehmlich im Be-

reich einer Depotbank für kollektive Kapitalanlagen („exploitation d’une banque, en particulier une 

activité de banque dépositaire de placements collectives de capitaux“). Die 2015 in Nyon gegrün-

dete Bank ist eine von der eidgenössischen Finanzmarktaufsicht FINMA bewilligte schweizeri-

sche Zweigniederlassung einer ausländischen Bank im Sinne der Auslandbankenverordnung-

FINMA und eine Depotbank im Sinne des Kollektivanlagengesetzes, mit Gesellschaftssitz in 

Nyon, Schweiz. Sie ist eine Zweigniederlassung von CACEIS Bank, Montrouge, welche französi-

schem Recht untersteht. 

 

Die Depotbank kann Dritt- und Zentralverwahrer im In- und Ausland mit der Aufbewahrung des 

Fondsvermögens beauftragen, soweit dies im Interesse einer sachgerechten Verwahrung liegt. 

Für Finanzinstrumente darf die Übertragung nur an beaufsichtigte Dritt- oder Zentralverwahrer 

erfolgen. Davon ausgenommen ist die zwingende Verwahrung an einem Ort, an dem die Über-

tragung an beaufsichtigte Dritt- oder Zentralverwahrer nicht möglich ist, wie insbesondere auf-

grund zwingender Rechtsvorschriften oder der Modalitäten des Anlageprodukts. Mit der Übertra-

gung der Aufbewahrung des Fondsvermögens auf Dritt-und Zentralverwahrer im In- oder Ausland 

gehen folgende Risiken einher: die Verwahrung von Vermögensgegenständen insbesondere im 

Ausland kann ein Verlustrisiko bergen, das aus Sorgfaltspflichtverletzungen oder Insolvenz des 

Verwahrers beziehungsweise höherer Gewalt resultieren kann. 

 

Die Dritt- und Zentralverwahrung bringt es mit sich, dass die Fondsleitung an den hinterlegten 

Wertpapieren nicht mehr das Allein-, sondern nur noch das Miteigentum hat. 

Sind die Dritt- und Zentralverwahrer überdies nicht beaufsichtigt, so dürften sie organisatorisch 

nicht den Anforderungen genügen, welche an Schweizer Banken gestellt werden. 

 

Die Depotbank haftet für den durch den Beauftragten verursachten Schaden, sofern sie nicht 

nachweisen kann, dass sie bei der Auswahl, Instruktion und Überwachung die nach den Umstän-

den gebotene Sorgfalt angewendet hat. 

 

Die Depotbank ist bei den US-Steuerbehörden als „Reporting Foreign Financial Institu-

tion“ im Sinne der Sections 1471 – 1774 des U.S. Internal Revenue Code (Foreign Account 

Tax Compliance Act, einschliesslich diesbezüglicher Erlasse, „FATCA“) angemeldet. 

 

IV. Informationen über Dritte 

 

1. Zeichnungs- und Zahlstelle  

 

CACEIS Bank, Montrouge, succursale de Nyon / Suisse 

Route de Signy 35 

CH-1260 Nyon  

 

2. Prüfgesellschaft 

 

KPMG AG, Esplanade du Pont-Rouge 6, Case Postale 1571, CH-1211 Genève 26 
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V.  Sicherheiten 

 

Als Sicherheiten sind die folgenden Arten zulässig: 

 

 Barsicherheiten in der Referenzwährung des jeweiligen Teilvermögens sowie in folgenden, wei-

teren Währungen: Euro (EUR), United States Dollar (USD), Schweizer Franken (CHF) und Briti-

sche Pfund (GBP);  

 

 Staatsanleihen, die von folgenden Staaten als Emittenten begeben sind: Deutschland, Frank-

reich, Grossbritannien, Vereinigte Staaten von Amerika, Kanada, Niederlande, Schweden, 

Schweiz; 

 

 Der Emittent der Sicherheit muss eine hohe Bonität aufweisen, wobei das Rating in der Regel 

mindestens S&P AA- bzw. Moodys Aa3 betragen muss, wobei das tiefere der beiden Ratings 

jeweils massgeblich ist; 

 

 Die Sicherheiten müssen hoch liquide, börsentäglich bewertet und zu einem transparenten Preis 

an einer Börse oder einem anderen, dem Publikum offenstehenden Markt gehandelt werden; 

 

In folgendem Umfang ist eine Besicherung erforderlich: 

 

 Es dürfen Sicherheiten im Umfang von höchstens 30% des Fondsvermögens entgegengenom-

men werden; 

 

 Der Wert der Sicherheiten muss jederzeit mindestens 100% des Verkehrswertes der ausgeliehe-

nen Effekten betragen; 

 

 Sicherheiten müssen angemessen diversifiziert sein, wobei bei Staatsanleihen Sicherheiten auch 

von einem einzelnen Staat entgegengenommen werden, wenn sich die Sicherheiten auf 6 ver-

schiedene Emissionen verteilen und keine der Emissionen mehr als 30% des Nettoinventarwer-

tes des jeweiligen Teilvermögens ausmacht; 

 

 Barsicherheiten dürfen nicht wieder angelegt werden und Sicherheiten dürfen ihrerseits nicht aus-

geliehen, weiter verpfändet, verkauft, neu angelegt oder zur Deckung von derivativen Finanzin-

strumenten verwendet werden.  

 

Die Sicherheitsmargen werden wie folgt festgelegt: 

 

 Barsicherheiten erfordern keine Sicherheitsmarge, jedoch müssen bei Barsicherheiten in einer 

anderen als der Referenzwährung des entsprechenden Teilvermögens Währungsschwankungen 

ausgeglichen werden; 

 

 bei Staatsanleihen wird die Sicherheitsmarge basierend auf der Restlaufzeit festgelegt. Die Rest-

laufzeit beträgt in der Regel nicht mehr als 10 Jahre, wobei diese in keinem Fall mehr als 30 Jahre 

betragen darf. Die folgende Tabelle enthält die Bandbreiten der jeweils angewandten Bewer-

tungsabschläge: 
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Sicherheit Bandbreiten 

Bargeld 0% 

Staatsanleihen mit Restlaufzeit < 1 Jahr 0% - 3% 

Staatsanleihen mit Restlaufzeit von 1 bis 5 Jahren 2% - 5% 

Staatsanleihen mit Restlaufzeit von 5 bis 10 Jahren 2% - 7% 

Staatsanleihen mit Restlaufzeit über 10 Jahren 5% - 13% 

 

VI. Liquiditätsrisokomanagement 

 

Die Fondsleitung stellt ein angemessenes Liquiditätsmanagement sicher. Die Fondsleitung beurteilt die 

Liquidität des Anlagefonds regelmässig unter verschiedenen Szenarien und dokumentiert diese. Die 

Fondsleitung kann auf die Einbeziehung verschiedener Szenarien verzichten, wenn das Nettovermögen 

des Anlagefonds nicht mehr als 25 Millionen Schweizer Franken beträgt. Die Fondsleitung hat insbe-

sondere Liquiditätsrisiken identifiziert, einerseits auf der Ebene der Einzelanlagen im Hinblick auf deren 

Realisierbarkeit und andererseits auf der Ebene des Anlagefonds im Zusammenhang mit der Berück-

sichtigung von Rücknahmeanträgen. Zu diesem Zweck wurden Prozesse definiert und in den verschie-

denen Phasen des Fondslebens umgesetzt, die insbesondere die Identifizierung, Überwachung und 

Berichterstattung in Bezug auf diese Risiken ermöglichen. Dazu gehören unter anderem die Festlegung 

einer der Anlagepolitik angemessenen Rücknahmefrequenz des Fonds, an den Märkten anerkannte 

Ansätze zur Messung des Liquiditätsrisikos und Beschränkungen für die Liquidität der Vermögenswerte. 

 

VII. Elektronische Plattform für Publikationen gemäss § 24 

 

www.swissfunddata.ch. 

 

VIII. Transparenzvorschriften  

 

1. Verwendung von Gebühren und Kosten  

 

Die Verwaltungskommission der Fondsleitung wird verwendet für die Leitung, das Asset Management 

und den Vertrieb des Anlagefonds wie auch für die Entschädigung der Depotbank für die von ihr er-

brachten Dienstleistungen. Ausserdem können damit die folgenden Dienstleistungen Dritter vergütet 

werden: 

– Vermögensverwaltung (Investment Management) 

– Fondsadministration (insbesondere Berechnung der Nettoinventarwerte; Festlegung der Aus-

gabe- und Rücknahmepreise; Führung der Buchhaltung) 

– Betrieb der mit den delegierten Teilaufgaben im Zusammenhang stehenden IT Systeme sowie 

weitere administrative und logistische Aufgaben 

– Compliance sowie Überwachung der Einhaltung der kollektivanlagegesetzlichen und fondsspe-

zifischen Anlage- und Restriktionsvorschriften 

Unterstützung bei der Erstellung des Jahresberichtes sowie weiterer für die Anleger bestimmter 

Publikationen. 

 

2. Bezahlung von Retrozessionen und Rabatten 

 

Die Fondsleitung und deren Beauftragte bezahlen keine Retrozessionen zur Entschädigung der 

Vertriebstätigkeit von Fondsanteilen in der Schweiz oder von der Schweiz aus. 
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Die Fondsleitung und deren Beauftragte bezahlen keine Rabatte um die auf den Anleger entfal-

lenden, dem Fonds belasteten Gebühren und Kosten zu reduzieren. 

 

IX. Weitere Hinweise 

 

1. Technische Daten 

 

Helvetia I Europa 

Valorennummer / ISIN  IA Klasse 2515114 / CH0025151140 

Valorennummer / ISIN IB Klasse 2515119 / CH0025151199 

Valorennummer / ISIN IV Klasse 48425950 / CH0484259509 

Mindestanlage    1 Anteil 

Rechnungsjahr     1.1 – 31.12 

Lancierung     17.11.2006 

Rechnungseinheit     Euro 

Ausschüttungen (Ausschüttungsklassen): spätestens Ende April 

 

Helvetia I Nordamerika 

Valorennummer / ISIN  IA Klasse 2515122 / CH0025151223 

Valorennummer / ISIN IB Klasse 2515126 / CH0025151264 

Valorennummer / ISIN IV Klasse 48426101 / CH0484261018 

Mindestanlage    1 Anteil 

Rechnungsjahr     1.1 – 31.12 

Lancierung     22.09.2006 

Rechnungseinheit     US Dollar 

Ausschüttungen (Ausschüttungsklassen): spätestens Ende April  

 

2. Steuerliche Aspekte 

 

 Der Umbrella-Fonds bzw. die Teilvermögen besitzen in der Schweiz keine Rechtspersönlichkeit. 

Sie unterliegen weder einer Ertrags- noch einer Kapitalsteuer. 

 Die in den Teilvermögen auf inländischen Erträgen abgezogene eidgenössische Verrechnungs-

steuer kann von der Fondsleitung für das entsprechende Teilvermögen vollumfänglich zurückge-

fordert werden. 

 Ausländische Erträge und Kapitalgewinne können den jeweiligen Quellensteuerabzügen des An-

lagelandes unterliegen. Soweit möglich, werden diese Steuern von der Fondsleitung aufgrund 

von Doppelbesteuerungsabkommen oder entsprechenden Vereinbarungen für die Anleger mit 

Domizil in der Schweiz zurückgefordert. 

 Die Ertragsausschüttungen an im Ausland domizilierte Anleger erfolgen ohne Abzug der schwei-

zerischen Verrechnungssteuer, sofern die Erträge des Anlagefonds zu mindestens 80% auslän-

dischen Quellen entstammen. Dazu muss eine Bestätigung einer Bank vorliegen, dass sich die 

betreffenden Anteile bei ihr im Depot eines im Ausland ansässigen Anlegers befinden und die 

Erträge auf dessen Konto gutgeschrieben werden (Domizilerklärung bzw. Affidavit). Es kann nicht 

garantiert werden, dass die Erträge des Anlagefonds zu mindestens 80% ausländischen Quellen 

entstammen. 

 In der Schweiz domizilierte Anleger können die in Abzug gebrachte Verrechnungssteuer durch 
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Deklaration in der Steuererklärung resp. durch separaten Verrechnungssteuerantrag zurückfor-

dern. 

 Im Ausland domizilierte Anleger können die Verrechnungssteuer nach dem allfällig zwischen der 

Schweiz und ihrem Domizilland bestehenden Doppelbesteuerungsabkommen zurückfordern. Bei 

fehlendem Abkommen besteht keine Rückforderungsmöglichkeit. 

 Erfährt ein im Ausland domizilierter Anleger wegen fehlender Domizilerklärung einen Verrech-

nungssteuerabzug, kann er die Rückerstattung aufgrund schweizerischen Rechts direkt bei der 

Eidgenössischen Steuerverwaltung in Bern geltend machen. 

 Ferner können sowohl Erträge als auch Kapitalgewinne, ob ausgeschüttet oder thesauriert, je 

nach Person, welche die Anteile direkt oder indirekt hält, teilweise oder ganz einer sogenannten 

Zahlstellensteuer (bspw. abgeltende Quellensteuer, Europäische Zinsbesteuerung, Foreign Ac-

count Tax Compliance Act) unterliegen. 

 Die steuerlichen Ausführungen gehen von der derzeit bekannten Rechtslage und Praxis aus. Än-

derungen der Gesetzgebung, Rechtsprechung bzw. Erlasse und Praxis der Steuerbehörden blei-

ben ausdrücklich vorbehalten. 

 Die Besteuerung und die übrigen steuerlichen Auswirkungen für den Anleger beim Halten 

bzw. Kaufen oder Verkaufen von Fondsanteilen richten sich nach den steuergesetzlichen 

Vorschriften im Domizilland des Anlegers. Für diesbezügliche Auskünfte wenden sich An-

leger an ihren Steuerberater. 

 Der Umbrella-Fonds bzw. die Teilvermögen haben folgenden Steuerstatus: 

Internationaler automatischer Informationsaustausch in Steuersachen (automatischer In-

formationsaustausch): Dieser Anlagefonds qualifiziert für die Zwecke des automatischen Infor-

mationsaustausches im Sinne des gemeinsamen Melde- und Sorgfaltsstandard der Organisation 

für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) für Informationen über Finanzkon-

ten (GMS) als nicht meldendes Finanzinstitut. 

 

 FATCA: Der Anlagefonds ist bei den US-Steuerbehörden als „Registered Deemed-Compliant FI 

(incl. a Reportig FI under a Model 1 IGA)“ im Sinne der Sections 1471 – 1474 des U.S. Internal 

Revenue Code (Foreign Account Tax Compliance Act, einschliesslich diesbezüglicher Erlasse, 

„FATCA“) angemeldet.  

 

3. Verkaufsrestriktionen 

 

Anteile der Teilvermögen dürfen innerhalb der USA weder angeboten, verkauft noch ausgeliefert 

werden. Anteile der Teilvermögen dürfen Bürgern der USA oder Personen mit Wohnsitz in den 

USA und/oder anderen natürlichen oder juristischen Personen, deren Einkommen und/ oder Er-

trag, ungeachtet der Herkunft, der US-Einkommensteuer unterliegt, sowie Personen, die gemäss 

Regulation S des US Securities Act von 1933 in seiner aktuellen Fassung und/oder dem US Com-

modity Exchange Act in der jeweils aktuellen Fassung als US-Personen gelten, weder angeboten 

noch verkauft oder ausgeliefert werden. 

 

 

 


